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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  J u n i  1 9 9 9 ,  H e f t  6

Der große Verlust †
Ein großer Präsident, unser aller Freund und Kollege, Ehrenpräsident Prof. Dr. Walter

Schuppich, hat uns verlassen. Ihm verdankt die österreichische Rechtsanwaltschaft unend-

lich viel. Während seiner Präsidentschaften entwickelte sich die Anwaltschaft hin zu einem

selbstbewußten modernen Berufsstand. Er war weit über die Rechtsanwaltschaft hinaus

eine bestimmende, geradezu öffentliche Persönlichkeit. Mit seinen klugen, gekonnt formu-

lierten Beiträgen hat sich Walter Schuppich zu jedem Thema von Bedeutung sachlich poin-

tiert geäußert und Beachtung gefunden.

Für uns Rechtsanwälte und alle jene, die in den Standesvertretungen tätig waren und sind,

war Walter Schuppich Autorität und Integrationsfigur zugleich. Sein Einsatz für eine freie

Advokatur in Österreich, in Europa und in aller Welt war vorbildlich. Walter Schuppich hat

vieles bewegt und in Zeiten der Unfreiheit den Freiheitswillen unserer Berufskollegen im

Osten Europas geweckt, unterstützt und hörbar gemacht. Als Initiator und langjähriger

Präsident der alljährlichen Wiener Advokatengespräche bleibt Walter Schuppich allen,

die ihn erleben durften, unvergeßlich.

Die österreichische Anwaltschaft war Walter Schuppich bis zuletzt Herzensangelegenheit.

Beim Anwaltstreffen Ende Mai in München sagte er:

„Ich habe Sorge, schau mir auf meine Advokaten und erhalte uns unsere Solidarität!“

Präsident Dr. Klaus Hoffmann
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Wichtige

Das Jahr-2000-Problem
In ca 200 Tagen schreiben wir das Jahr 2000, das uns in unseren
Kanzleien möglicherweise einiges Kopfzerbrechen bringen wird.

Das oftmals angesprochene Jahr-2000-Problem kann sich im kanz-
leieigenen Netzwerk dadurch ergeben, daß der Rechner im kanz-
leieigenen Computer das Jahr 2000 nicht lesen kann und daher
eine Terminvorgabe im Jahre 2000 nicht richtig zuordnet.

Das Jahr-2000-Problem ist kein reines Hardware-, sondern auch
ein Softwareproblem.

Sollte Ihr PC oder Netzwerk neueren Datums (also nach 1995)
angeschafft sein, dann kann in der Regel davon ausgegangen
werden, daß diese Hardwarekonfigurationen „Jahr-2000-fähig“
sind.

Dabei sollte jedoch nicht übersehen werden, ob in diese neue
Hardwarekonfiguration ein älteres Softwaresystem implementiert
wurde oder auf eine ältere Software ein neues System aufgesetzt
wurde.

In sogenannten „Embedded Systems“ verbergen sich die mögli-
chen Ursachen, die zum Jahr-2000-Problem führen können.

Es wird daher empfohlen, den Softwareberater im Rahmen der
abgeschlossenen Wartungsverträge aufzufordern, die Hardware,

die Hardwarekonfiguration, die installierten Programme mittels be-
reits auf dem Markt befindlichen Prüfdisketten auf die „Jahr-2000-
Fähigkeit“ zu prüfen.

Weiters ist in diesem Zusammenhang zu empfehlen, daß der
Systemberater bzw der Vertragspartner im Rahmen des Wartungs-
vertrages die „Jahr-2000-Fähigkeit“ des eingesetzten Systems ga-
rantieren soll.

Üblicherweise kann das aber auch aus den Wartungsverträgen
aufgrund der gängigen Formulierungen herausgelesen werden,
daß nämlich diese „Jahr-2000-Fähigkeit“ von den Systemberatern
bzw Anbietern der Hard- und Softwarekonfigurationen insoweit
garantiert werden muß, wonach entsprechende Checks vorgenom-
men und erforderlichenfalls die Geräte oder die Software nach-
justiert werden müssen, ohne daß diesbezüglich, und wenn über-
haupt, nur geringe Kosten anfallen dürfen.

Da das „Jahr-2000-Problem“ schon bekannt ist, wird demgegen-
über der Vertragspartner, also der „User“ selbst, im Rahmen eines
solchen Wartungsvertrages verpflichtet sein, schon heute alles vor-
zukehren, daß der PC bzw das Netzwerk über den 1. 1. 2000
hinaus ordnungsgemäß funktioniert. Sollte dies nicht jetzt schon
vorgekehrt werden, könnten allfällige Schadenersatzansprüche
gegen den Softwarebetreuer und Hardwarehersteller aufgrund der
Schadensminderungspflicht später, also nach dem 1. 1. 2000,
nicht durchgesetzt werden.

Im Hinblick darauf, daß die Softwarefirmen und die Berater nur
begrenzte Personalressourcen haben, wird empfohlen, diese Prü-
fungen schon jetzt vorzunehmen, um nicht infolge eines Termin-
druckes möglicherweise nicht mehr zeitgerecht die Prüfung vorneh-
men lassen zu können.

 Dr. Manfred Puchner

Anwaltshomepages
Im soeben erschienenen Anwaltsverzeichnis 1999 wurden erst-
mals auch die Internet-Adressen von Rechtsanwälten erfaßt. Ab
sofort besteht vom Anwaltsverzeichnis im Internet, welches unter
der Adresse http://www.oerak.or.at abrufbar ist, eine Verlinkung
zu den Anwaltshomepages. Geben daher auch Sie dem ÖRAK –
sofern dies noch nicht geschehen ist – die Adresse Ihrer Homepage
bekannt, damit den Webbenutzern die Möglichkeit geboten wird,
vom Internet-Anwaltsverzeichnis zu Ihrer Homepage zu gelangen.

AC

Bundesasylsenat
Die Geschäftsverteilung des Unabhängigen Bundesasylsenats
(UBAS) für das Jahr 1999 liegt im ÖRAK zur Einsichtnahme auf.
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Termine

Inland
5. und
6. Juli

Wien
Forum Institut für Management: Die Sekretärin in der
Rechtsabteilung

12. Juli Wien
Forum Institut für Management: Baupreisermittlung
nach der neuen ÖNORM B 2061

12. Juli Wien
ÖRAV-Seminar: ÖRAV-Sommer-Sonder-Seminar (BU-
Kurs)

13. Juli Wien
Forum Institut für Management: Einkaufszentren

14. Juli Wien
Verlag Orac/Akademie für Recht & Steuern (ARS):
Internet für Juristen – Chefredakteur Josef Broukal,
MMag. Dr. Albrecht Haller

14. Juli Wien
Verlag Orac/Akademie für Recht & Steuern (ARS):
Der leitende Angestellte im Arbeitsrecht – RA Dr. Bern-
hard Hainz, Dr. Walter Schwarz

15. Juli Wien
Verlag Orac/Akademie für Recht & Steuern (ARS):
Rechtsschutzversicherung – Mag. Ralph Kilches

16. bis
20. Aug.

Alpbach
Europäisches Forum Alpbach: Alpbacher Perfektions-
kurs für Europarecht 1999 – o.Univ.-Prof. DDDr. Wal-
demar Hummer, o.Univ.-Prof. Dr. Michael Schweitzer

21. Aug.
bis
4. Sept.

Alpbach
Europäisches Forum Alpbach: Materie, Geist und Be-
wußtsein

22. Aug.
bis
3. Sept.

Alpbach
Europäisches Forum Alpbach: Alpbacher Spezialkurs
für Europäische Integration 1999 – o.Univ.-Prof.
DDDr. Waldemar Hummer, o.Univ.-Prof. Dr. Michael
Schweitzer

31. Aug.
und
1. Sept.

Wien
Verlag Österreich – Seminare: Einführung in die
Hausverwaltung – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

9. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: ADR-Novelle – Schwer-
punkt Gefahrgutbeauftragter – Dipl.-Ing. Heinz Bur-
zer, MinR Dr. Gustav Kafka

9. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Recht-
sprechung im Arbeitsrecht – Dr. Bernhard Gruber,
Dr. Gerhard Kuras

13. und
14. Sept.

Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Samy Molcho, Erfolg-
reich mit Körpersprache – Das Intensiv-Seminar für
Verhandeln, Verkaufen und Führen

14. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Musterdienstverträge –
Varianten der Vertragsgestaltung im Arbeitsrecht –
Mag. Dr. Gabriela Petrovic

14. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
pflicht für freie Dienstverträge – Die Neufassung der
Werkvertragsregelung auf dem Prüfstand – ao.Univ.-
Prof. Dr. Reinhard Resch

15. Sept. Wien
Verlag Orac/Akademie für Recht & Steuern (ARS):
Internet für Juristen – Chefredakteur Josef Broukal,
MMag. Dr. Albrecht Haller

15. bis
18. Sept.

Wien
Wiener Konferenz für Mediation

16. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Das Verfahren vor der
Schlichtungsstelle – SR Dr. Peter Heindl, Mag. Dr.
Alfred Popper

16. bis
18. Sept.

Wien
DACH: 21. DACH-Tagung: „Die Stiftung“

17. Sept. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Die neuen Zeitmiet-
verträge – Dr. Oskar Tonkli

20. bis
24. Sept.

Altmünster/Traunsee
Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universitäten
Linz und Wien: Seminar für absolvierte Juristen auf
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts und des zivil-
gerichtlichen Verfahrensrechts

27. Sept. Wien
MANZ-Seminar: Reinhard K. Sprenger, Erfolgreich
und effizient mit Mitarbeitern: Commitment Culture –
Die sieben Wege zu unternehmerischer Höchstleistung

30. Sept. Wien
Service Management-Seminare: Verkaufsleiter-Work-
shop

5. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit Lauschangriff und Rasterfahndung – HR
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges
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Termine

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

15. und
16. Okt.

Pisa
AIJA-Seminar: Redaktion eines internationalen Ver-
triebsvertrages

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß

18. bis
20. Nov.

Warschau
AIJA-Seminar: Private-Public-Partnership: Rechtliche
Rahmenbedingungen für privatfinanzierte Infrastruk-
turprojekte in Zentral- und Osteuropa

26. März
bis 2. April
2000

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

Ausland

2. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme der Reform des Strafprozeßrechts – em.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos

5. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

6. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

4. bis
7. Juli

Trier
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (deutsche Session)

11. bis
14. Juli

Brügge
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Sommerakademie
Europäisches Wirtschaftsrecht (englische und franzö-
sische Session)

19. bis
23. Juli

London
MANZ-Seminar: Referententeam, Introduction to the
Legal System and Legal English

22. bis
27. Aug.

Brüssel
Internationale Organisation Junger Anwälte (AIJA):
37. Jahreskongreß

13. und
14. Sept.

Trier
MANZ-Seminar: Referententeam, Die Praxis des euro-
parechtlichen Gerichtsverfahrens – Das Seminar vor
Ort für österreichische Juristen

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real

1. und
2. Okt.

Frankfurt
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Bankrecht (Corpo-
rate Finance)
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Schon gelesen?

1. Unmöglichkeit der Fortführung einer GesbR liegt nicht bereits
dann vor, wenn die behördliche Zuweisung eines Marktstandes
abläuft, weil damit nur die öffentlich-rechtliche Befugnis, die GesbR
am gegebenen Standort zu führen, wegfällt.
2. Der Anspruch auf Rechnungslegung sowie auf Auszahlung des
Gewinnanteils richtet sich an den Verwalter der GesbR, der auch
ein gesellschaftsfremder Dritter sein kann. OGH 24. 2. 1998,
4 Ob 382/97y, wbl 1998, 551 (LS).

■

Einem GmbH-Gesellschafter steht gegen einen die Gesellschaft be-
treffenden Eintragungsbeschluß des Firmenbuchgerichts nur dann
Rechtsmittelbefugnis zu, wenn die Eintragung seine firmenbuch-
rechtliche Rechtssphäre, etwa seine Eintragung oder Nichteintra-
gung als Gesellschafter, berührt. OGH 25. 6. 1998, 6 Ob 168/
98v, wbl 1999, 36; vgl dazu OGH 10. 9. 1998, 6 Ob 165/
98b, RdW 1999, 24.

■

Forderungen des Gesellschafters aus einem im Stadium der Kredit-
unwürdigkeit gewährten eigenkapitalersetzenden Gesellschafter-
darlehen könnnen nicht mit dem Anspruch der GmbH auf Einzah-
lung der noch offenen Stammeinlage aufgerechnet werden. OGH
24. 8. 1998, 8 Ob 64/98i, wbl 1999, 39 (LS).

■

Gegenstände, die einer GesbR von einem Gesellschafter zur Benut-
zung (quoad usum) überlassen wurden, sind dem ausgeschlosse-
nen Gesellschafter in analoger Anwendung des Artikels 7 Nr 15
Abs 2 EvHGB zurückzugeben. OGH 2. 7. 1998, 2 Ob 141/98v,
EvBl 1999/16.

■

Ein Vorstandsmitglied einer Genossenschaft haftet nur für die Erfül-
lung der ihm durch den Genossenschaftsvertrag oder durch Be-
schlüsse der Generalversammlung übertragenen Aufgabenberei-
che, die er mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes
auszuführen hat. Der Vorstand selbst darf ohne Ermächtigung
durch das Statut, die Geschäftsordnung oder einen Generalver-
sammlungsbeschluß keine Ressortverteilung treffen. OGH 7. 7.
1998, 5 Ob 490/97p, JBl 1999, 57.

■

Ein durch die Eintragung einer dem Gebot des § 30 HGB wider-
sprechenden neuen Firma verletzter Firmenrechtsträger hat gegen
die Eintragung Rekurslegitimation. Der vom amtswegigen Lö-

schungsverfahren nach § 10 Abs 2 FBG betroffene (neue) Firmen-
rechtsträger ist am Verfahren gem § 18 FBG zu beteiligen. OGH
19. 3. 1998, 6 Ob 38/98a, JBl 1999, 60.

■

§ 149a StPO: Begriff Fernmeldeanlage
Der Begriff der Fernmeldeanlage umfaßt sowohl die bei der Über-
tragung im Funkweg die Signale umsetzenden Sendestationen als
auch die zur Aussendung oder zum Empfang von Nachrichten die-
nenden Endgeräte. OGH 17. 6. 1998, 13 Os 68/98 (LG Feld-
kirch, 24 Vr 1498/96).

■

§ 15 Abs 2 (§ 162 Abs 1) StGB: Anmerkung der Rangordnung für
die beabsichtigte Veräußerung
Die Erwirkung einer Rangordnung für die beabsichtigte Veräuße-
rung ist für sich allein, wenn sie nicht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Abschluß eines Kaufvertrags steht, keine der Tataus-
führung unmittelbar vorangegangene Handlung iS des § 15 Abs 2
StGB in bezug auf das Vergehen nach § 162 StGB. OGH 16. 6.
1998, 11 Os 62, 63/98 (LG Klagenfurt 13 E Vr 280/96, OLG
Graz 10 Bs 440/96).

■

§ 62 StGB: Grenzabfertigung
Zufolge Art 4 Abs 2 des Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und der italienischen Republik über die nebeneinander
liegenden Grenzabfertigungsstellen und die Grenzabfertigung
während der Fahrt, Bundesgesetzblatt 1976/472, unterliegt das
Vorweisen eines verfälschten Reisepasses gegenüber einem öster-
reichischen Zollwachebeamten auf der Eisenbahnstrecke zwischen
Fortezza/Franzensfeste und dem Brenner der österreichischen
Strafgerichtsbarkeit. OGH 18. 6. 1998, 15 Os 100, 101/98 (LG
Innsbruck 20 Bs 17/97; OLG Innsbruck 7 Bs 314/97).

■

§ 302 Abs 1, § 310 Abs 1 StGB; § 1 Abs 1 DSG:
Im Falle der Einholung einer Strafregisterauskunft aus privatem
Interesse und Weitergabe derselben an Unberechtigte (§§ 9, 10
StRegG) durch einen Beamten kommt § 302 StGB auch dann in
Betracht, wenn sich der Vorsatz des Täters zwar von vornherein auf
die Weitergabe einer „leeren“ Strafregisterauskunft beschränkt, er
aber plant, anderenfalls die Auskunft unter solchen Umständen zu
verweigern, daß damit fallbezogen die Tatsache des Bestehens
von Vorstrafen Unberechtigten zur Kenntnis gelangt. Denn auch
die Bekanntgabe nur allgemeiner Daten kann § 1 Abs 1 DSG ver-
letzen.
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Beschränkt sich der Vorsatz jedoch ausschließlich auf die Weiter-
gabe der Tatsache, daß eine bestimmte Person im Strafregister
nicht gespreichert ist, bezieht er sich nicht auf ein Datum iS des § 3
Z 1 DSG, weshalb § 302 StGB mangels Verletzung des § 1 Abs 1
DSG nicht in Betracht kommt. Wegen der evidentermaßen auch
diesfalls gegebenen Mißbrauchsgefahr ist jedoch ein öffentliches
Interesse iS des § 310 StGB auch dann zu bejahen, wenn nur die
Tatsache der Unbescholtenheit unter Verletzung des Amtsgeheim-
nisses an Unberechtigte (§§ 9, 10 StRegG) bekanntgegeben wird.
OGH 23. 4. 1998, 12 Os 182/97 (RZ 1999/01).

■
Treffen Parteien aus verschiedenen Mitgliedsstaaten des UN-Kauf-
rechts die Rechtswahl „anzuwenden ist das Recht des Mitglieds-

staates . . .“, so schließt dies die Wahl, also die Einigung auf An-
wendbarkeit des UN-Kaufrechtes, ein. OGH 12. 2. 1998, 2 Ob
328/97t; JBl 1999, 54 (mit Anmerkung von Karollus; S 56ff).
(Haben also Parteien, etwa ein deutscher Verkäufer und ein öster-
reichischer Käufer vereinbart „im Streitfall gilt österreichisches
Recht“, ist gemäß dieser Entscheidung des OGH gemeint: „es gilt
UN-Kaufrecht“, weil dieses Bestandteil der österreichischen Rechts-
ordnung ist. Bisanz).

■

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und DDr. Hellwig
Torggler.
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Abhandlungen

Univ.-Ass. Dr. Margarethe Flora, Innsbruck

Die beschränkte Auskunft aus dem Strafregister –
eine Neuregelung notwendig?

Die beschränkte Strafregisterauskunft wurde geschaffen, weil die
Fristen für die Tilgung einer Strafe sehr lange sind. Schon bei Geld-
strafen bzw bis zu einjährigen Freiheitsstrafen beträgt die Frist fünf
Jahre unabhängig davon, ob sie bedingt oder unbedingt ausge-
sprochen wurden (§ 3 Abs 1 Z 2 TilgG). Die langen Tilgungsfristen
sah der Gesetzgeber gerade deswegen vor, weil im Falle eines
neuerlichen Strafverfahrens gegen Betroffene die früheren Verur-
teilungen ein wichtiger Hinweis auf die Täterpersönlichkeit seien
und auch für die Strafzumessung eine bedeutende Rolle spielen
würden. Mit der Tilgung einer Verurteilung sei „eine wesentliche
Erkenntnisquelle“ für ein weiteres Strafverfahren verloren.1) Frühere
Verurteilungen wurden sogar als eines der „wichtigsten Indizien“
in einem späteren Strafprozeß bezeichnet, wenn der Angeklagte
nicht geständig sei.2) Durch die Beschränkung der Auskunft schei-
nen Verurteilungen von bis zu drei bzw bis zu sechs Monaten in
einer Strafregisterbescheinigung schon zu einem früheren Zeit-
punkt als dem Tilgungszeitpunkt nicht mehr auf. Dadurch soll die
Resozialisierung des Betroffenen leichter gemacht werden.

Der Abruf der beschränkten Strafregisterauskunft ist allen Behör-
den möglich, und auch der Einzelne darf über sich selbst bei den
Bundespolizeibehörden oder am Gemeindeamt eine solche Straf-
registerbescheinigung einholen (§ 10 StRegG). Da anzunehmen
ist, daß der Verurteilte über seine eigenen Vorstrafen Bescheid
weiß, dienen diese Strafregisterbescheinigungen wohl in erster
Linie dazu, um sie fremden Personen, vor allem potentiellen Arbeit-
gebern, vorlegen zu können.

Die Regelung (§ 6 TilgG), wann eine Verurteilung der beschränk-
ten Auskunft unterliegt, ist sehr kompliziert, die Fristen wurden zu-
letzt durch das StRÄG 1987 erweitert: Die beschränkte Auskunft
tritt bei Freiheitsstrafen bzw Ersatzfreiheitsstrafen, die drei Monate
nicht übersteigen, sofort nach der Verurteilung ein. Bei einer Ver-
urteilung zwischen drei und sechs Monaten tritt die Beschränkung
erst nach drei Jahren ein. Dabei beginnt die Dreijahresfrist ab
Rechtskraft der Verurteilung, im Falle einer Verurteilung zu einer
nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe ab bedingter oder
unbedingter Entlassung aus der Freiheitsstrafe zu laufen.

So sind es hauptsächlich Delikte wie die fahrlässige Körperverlet-
zung (man denke an Verkehrsunfälle), die einfache vorsätzliche
Körperverletzung, der unqualifizierte Diebzahl oder Betrug (wie zB
Ladendiebstahl oder Zechprellerei), die unter die sofortige be-
schränkte Auskunft fallen können.

Diese Dreimonatsgrenze für die sofortige Beschränkung der Aus-
kunft, die 1987 in Kraft getreten ist und sich an der damaligen –

noch nicht so gespannten – Arbeitsmarktsituation in Österreich
orientiert, ist für die momentanen Bedingungen am Arbeitsmarkt
jedoch viel zu eng bemessen.

Auch davon ausgehend, daß bei der ersten Verurteilung wegen
eines solchen Deliktes keine strengere Strafe als eine Geldstrafe
von S 180,– verhängt wird, also eine sofortige Beschränkung der
Auskunft eintreten kann, ist diese Möglichkeit ab der zweiten Ver-
urteilung oft schon ausgeschlossen. Ein Beschuldigter, der zum
zweiten Mal einen Ladendiebstahl oder eine Zechprellerei verübt,
hat gute Aussichten wegen gewerbsmäßigen Diebstahls bzw ge-
werbsmäßigen Betruges (Strafausmaß sechs Monate bis fünf Jahre)
verurteilt zu werden. Auch die Annahme einer anderen Qualifi-
kation kann den sofortigen Eintritt der Beschränkung der Auskunft
verhindern: Ein Ladendieb wird beim Diebstahl ertappt und wehrt

1) EBRV 31 BlgNR 13. GP 5, 7.
2) Jahoda, Zur Reform des Strafregisters, AnwBl 1986, 504.
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sich; Verurteilung wegen räuberischen Diebstahls. Auch hier be-
trägt die Strafuntergrenze sechs Monate.

Jedoch nicht einmal nach der Dreijahresfrist steht die Möglichkeit,
in den Genuß der beschränkten Auskunft zu kommen, im notwen-
digen Maße zur Verfügung: In den oben genannten Fällen ist die
Beschränkung der Auskunft nach drei Jahren nur dann möglich,
wenn sich der Richter bei der Strafbemessung an die absoluten
Untergrenzen des Strafrahmens hält. Und auch eine einmalige
Dummheit kann dazu führen, daß der Betroffene niemals in den
Genuß der Beschränkung der Auskunft kommt und die Tilgungsfrist
zehn oder gar fünfzehn Jahre beträgt. Der Bankräuber, der aus
Verzweiflung über seine Geldnot mit einem Spielzeugrevolver eine
Bank überfällt oder der Räuber, der seinem Opfer mit einem Stock
droht, begehen einen schweren Raub (Strafdrohung fünf bis fünf-
zehn Jahre). Auch der Ladendieb, der bei der Wegnahme erwischt
wird und sich wehrt, könnte nach der Lehre3) wegen Raubes ver-
urteilt werden (Strafdrohung ein bis zehn Jahre).

Dabei ist auch zu beachten, daß die Beschränkung der Auskunft
nicht unbegrenzt möglich ist. Hat jemand vier Verurteilungen,
dann greifen diese Regelungen nur, wenn die Summe der Freiheits-

strafen und Ersatzfreiheitsstrafen neun Monate nicht übersteigt und
jede Verurteilung für sich die Voraussetzungen für die beschränkte
Auskunft erfüllt (§ 6 Abs 6 TilgG). Ab fünf Verurteilungen gibt es
keine Beschränkung mehr, da in diesem Fall, so meinte der JA,
sowohl der Staat als Dienstgeber als auch der private Dienstgeber
das Recht hätten, von allen Verurteilungen zu erfahren, weil das
die Unverläßlichkeit einer Person zumindest indizieren würde.4)
Wobei mE nach die Möglichkeit der beschränkten Auskunft bei
vier Verurteilungen wohl eher Theorie sein dürfte. Außer bei Ver-
kehrsunfällen mit fahrlässig leichter Körperverletzung (und dort
auch nur, weil der Strafrahmen keine höhere Strafe vorsieht), wird
kein Beschuldigter bei der vierten Verurteilung mit weniger als
S 180,– oder drei Monaten davonkommen. So sind die Voraus-
setzungen für die sofortige beschränkte Auskunft auch in diesen
Fällen praktisch nicht mehr gegeben.
Personen, die in der Haftentlassenenhilfe tätig sind, sprachen
schon vor Jahren aufgrund der engen Regelungen von einem

3) Kienapfel BT II3 § 131 Rz 2,9; Leukauf/Steininger, Kommentar zum
StGB3, § 131 Rz 3.

4) JAB 359 BlgNR 17. GP 69.
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„Nicht-Tilgungsgesetz“.5) Sie waren schon damals der Meinung,
daß mit diesen Bestimmungen mögliche Resozialisierungschancen
besonders im Hinblick auf die Arbeitsmarktsituation behindert wur-
den, ja sogar unmöglich gemacht wurden. In der Zwischenzeit hat
sich die Arbeitsmarktsituation in Österreich wesentlich verschärft
und auch die Strafrahmen der Delikte sind zum Teil erhöht worden.
Und ist es etwa auszuschließen, daß künftig auch Wohnungsver-
mieter nach einer Strafregisterbescheinigung verlangen? Solchen
Entwicklungen muß Einhalt geboten werden und daher ist es drin-
gend notwendig, die sofortige Beschränkung der Auskunft auszu-
dehnen.
Bei der Schaffung des Tilgungsgesetzes im Jahre 1972 ging der
Gesetzgeber davon aus, daß nur „mindergewichtige Verurteilun-
gen“ in den Genuß der beschränkten Auskunft kommen sollten.6)
Im Jahre 1972 waren das Delikte, deren Strafobergrenze ein bzw
drei Monate betrug. Im Jahre 1987 war man dann eben der Mei-
nung, eine Beschränkung der Auskunft sei bis zu einer Obergrenze
von drei bzw sechs Monaten zu rechtfertigen. Das war nun vor
mehr als zehn Jahren.
Geht man wie im Jahre 1987 von einer Verdreifachung der Frist
aus, so kommt man heute zu einer Frist von einem Jahr für den
sofortigen Eintritt der beschränkten Auskunft. Daran anknüpfend
ergibt sich für die Beschränkung der Auskunft nach drei Jahren ein
mögliches Strafausmaß von eineinhalb Jahren. Das wäre eine logi-
sche Weiterentwicklung der bisherigen Bestimmungen. Zusätzlich
wäre es mE nach notwendig, bedingte Verurteilungen bei Vorsatz-
taten und alle Verurteilungen, die auf Fahrlässigkeitstaten beru-
hen, unabhängig vom Strafausmaß, der sofortigen beschränkten
Auskunft zugänglich zu machen. Eine bedingte Verurteilung weist
ja an sich schon darauf hin, daß keine weiteren Straftaten mehr zu
erwarten sind. Und Fahrlässigkeitstaten beruhen sowieso nicht auf
einem kriminellen Potential.
Nach fünf Jahren sollte jede Verurteilung der beschränkten Aus-
kunft unterliegen. Dabei ist zu bedenken, daß diese Frist bei unbe-
dingten Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe erst mit der beding-
ten oder unbedingten Entlassung zu laufen beginnt. Und der Ge-
setzgeber hat bei der Schaffung der Tilgungsregelungen selbst aus-
geführt, daß fünf Jahre jener Zeitraum ist, in dem nach kriminologi-
scher Erfahrung damit gerechnet werden muß, daß der Täter neu-
erlich strafbare Handlungen verübt, die auf der gleichen schädli-
chen Neigung beruhen wie die frühere Handlung.7) Daher ist ein
länger dauerndes Bekanntwerden so einer Verurteilung wohl nicht
notwendig.
Diese Ausdehnung der beschränkten Auskunft würde die Resozia-
lisierung von Betroffenen wesentlich erleichtern. Und mE ist es auch
nur in sehr geringem Maße notwendig, daß der Arbeitgeber
von den Verurteilungen des Arbeitnehmers erfährt. Würde die
beschränkte Auskunft in dem hier vorgeschlagenen Rahmen aus-
gebaut werden, könnte man in ganz wenigen Bereichen vielleicht
sogar eine erweiterte Auskunft schaffen. So sollte zB für Kindergär-

ten, Horte und Schulen die Möglichkeit geschaffen werden, sich
unabhängig von den Beschränkungsregelungen zu informieren, ob
der potentielle Arbeitnehmer wegen eines Sittlichkeitsdeliktes vor-
bestraft ist.

Es ist sicher sinnvoller, von einer erweiterten beschränkten Auskunft
in bestimmten Bereichen Ausnahmen zuzulassen, als diese Mög-
lichkeiten undifferenzierend dem Großteil der Verurteilten zu ver-
wehren. Der Ausbau der sofortigen Beschränkung der Auskunft in
dem hier geforderten Maße und die Einführung der Beschränkung
für alle Delikte nach fünf Jahren wäre ein wichtiger Schritt in diese
Richtung. Durch Strafregisterauskünfte oder Strafregisterbescheini-
gungen kann sich weder ein Arbeitgeber noch die restliche Bevöl-
kerung davor schützen, Opfer einer Straftat zu werden. Und
schließlich hat der Betroffene seine Strafe verbüßt und nach § 113
StGB ist es auch strafbar, jemandem seine Verurteilung vorzu-
werfen.

5) Jahresbericht der Haftentlassenenhilfe 1990, Hrsg Zentralstelle Inns-
bruck, Folgewirkungen der Haftverbüßung, 15.

6) EBRV 31. BlgNR 13. GP 7.
7) EBRV 31. BlgNR 13. GP 7.
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em. RA, ehem Vizepräsident der VbgRAK, Dr. Alfons Bonner, Feldkirch

Abriß zur Geschichte der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Die Bedeutung des Rechtsbeistandes ist bereits im CODEX JUSTI-
NIANS (C 14 C de advocatis, II, 7) festgelegt. Der Rechtsbeistand
wird dort als ein Kämpfer für das Recht, der zweifelhafte Rechts-
sachen entscheidet und Verstöße und Übersehen verbessert und
durch seine Beredsamkeit im Kampf um die Gerechtigkeit Bedeu-
tendes leistet, bezeichnet.

Zur Gründung der liberalen Rechtssachen des 19. Jahrhunderts
haben die Advokaten im wesentlichen Form und Inhalt beige-
steuert.

Die Anfänge der österr Advokatur haben in der „allgemeinen
Gerichtsordnung vom 1. 5. 1781, JGS Nr 13“ ihren Niederschlag
gefunden. Eine Organisation der Advokatur kannte die Gerichts-
ordnung nicht, die Überwachung der Advokaten oblag den Ge-
richten, insbesonders dem Appellationsgericht. Letzeres konnte
über die Advokaten Geldstrafen verhängen und einzelne Advoka-
ten auf Zeit oder für immer von der Advokatur ausschließen.

Die zu Beginn des 19. Jahrhunderts starke Vermehrung der Advo-
katen führte zum Hofdekret vom 12. 4. 1802, JGS 557 des Inhal-
tes, daß bis auf weiteres keine Advokatenprüfungen mehr vorge-
nommen werden. In den Jahren 1820 bis 1824 befaßten sich eine
Reihe Hofdekrete mit der Einführung einer Zugangsbeschränkung
zur Advokatur iS eines „numerus clausus“. Es wurden darin für die
einzelnen Kronländer die Anzahl der Advokaten festgelegt. Die
Zulassung der Advokaten hing von der Ernennung durch die
„Oberste Justizstelle“ ab.

Voraussetzung zur Zulassung war aber die

a) erlangte Doktorwürde;

b) beim Appellationsgericht abgelegte Advokaturprüfung;

c) Ablegung der vorgeschriebenen Praxis;

d) frei gewordene Advokatenstelle (numerus clausus);

e) Rechtschaffenheit und gute Sitten des Bewerbers.

Das Jahr 1848 führte zu einer gewissen Autonomie des Advokatur-
standes. Die Kaiserliche Verordnung vom 16. 8. 1849 RGBl 364
genehmigte eine „Provisorische Advokatenordnung“ (vorgelegt
von Justizminister Schmerling).

Diese Advokatenordnung sah bereits eine Standesvertretung vor
und bestätigte, daß sämtliche Advokaten, die im Sprengel des
Landesgerichtes ihren Wohnsitz haben, eine „Advokatenkammer“
bilden. Die Ernennung der Advokaten und Festsetzung ihrer Anzahl
war weiterhin dem Justizminister vorbehalten.

Voraussetzungen zur Ernennung zum Advokaten waren:

a) österr Staatsbürgerschaft;

b) Großjährigkeit;

c) unbescholtener Lebenswandel;

d) erlangte juridische Doktorwürde an einer österr Universität;

e) mindestens 3jährige Praxis bei einem österr Gericht oder
Finanzprokuratur oder eine 3jährige dieser Art ohne Rücksicht auf
den Zeitpunkt des erlangten Doktorgrades;

f) abgelegte Advokatenprüfung vor dem Appellationsgericht (OLG);

g) Ablegung des Gelöbnisses.

Die mit Erfolg abgelegte Advokatursprüfung ersetzte die Richter-
amts- und Notariatsprüfung.

Die Advokatenkammer konnte ihren Präsidenten sowie die Aus-
schußmitglieder wählen, sich ihre eigene Geschäftsordnung ge-
ben, Besetzungsvorschläge für die Advokatenstellen erstatten und
die Prüfungskommissäre aus dem Advokatenstande für die Advo-
katenprüfung wählen.

Im Zuge der „Provisorischen Advokatenordnung“ ist ua auch die
Advokatenkammer in Feldkirch errichtet worden (1849). (MANZ,
Die RAO, Wien 1951, S 10). Einzelheiten darüber konnten nicht
gefunden werden.

Mit RGBl 96/1868 vom 15. 7. 1868 wurde die Advokatenord-
nung mit Wirksamkeit vom 1. 1. 1869 eingeführt.

Diese Advokatenordnung enthielt keine Bestimmung über das Dis-
ziplinarrecht der Advokaten. Dieses wurde nach wie vor durch die
Gerichte ausgeübt. Die Regelung des Disziplinarrechtes erfolgte
mit RGBl Nr 40 vom 1. 4. 1872.

Das RGBl Nr 58 vom 26. 3. 1890 ermächtigte den Justizminister,
hinsichtlich bestimmter Leistungen einen Tarif für die Anwälte und
ihrer Kanzlei zu erlassen.

Der numerus clausus wurde im Zuge des 4. Advokatentages
(18. 9. 1878 in Brünn) beseitigt.

In den Folgejahren wurden verschiedentlich Regelungen und Ände-
rungen vorgenommen. Anstelle der Berufsbezeichnung „Advokat“
wurde die Bezeichnung „Rechtsanwalt“ gesetzt (StGBl Nr 95 v
6. 2. 1919).

Das Eintragungsverfahren in die Liste wurde geändert. Verschie-
dene kleine Änderungen ergaben sich auch durch die Gerichtsent-
lastungs-Novellen.

Der Ständestaat (1933–1938) führte zum Verlust der Autonomie
des Rechtsanwaltsstandes. Die Ausschußmitglieder und Mitglieder
des Disziplinarausschusses wurden nicht mehr gewählt, sondern
ernannt. Dasselbe galt auch für die Anwaltsrichter beim OGH und
für die Prüfungskommissäre für die Rechtsanwaltsprüfung.

Die Besetzung Österreichs durch das nationalsozialistische
Deutschland war mit erheblichen Umwälzungen verbunden. Juden
und jüdische Mischlinge wurden von der Ausübung der Rechts-
anwaltschaft ausgeschlossen. Mit DRGBl I S 622 vom 11. 6. 1938
wurde die „Ernennung des Rechtsanwaltes“ durch den Reichsjustiz-
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minister eingeführt. Dieser hatte auch über die Eintragung in die
Liste zu entscheiden. Mit V vom 2. 4. 1941 DRGBl I S 188 ist die
Reichs-Rechtsanwaltsordnung eingeführt worden.
Nach Wiedererstehen der Republik Österreich wurde durch Gesetz
vom 31. 7. 1945, StGBl Nr 103 das Österreichische Anwaltsrecht
wieder in Kraft gesetzt (RAO 1945). In diesem Gesetz wurde auch
die provisorische Bestellung der Organe der Vertretungskörper
sowie die Wiedereingliederung der ehemaligen Nationalsoziali-
sten in den Stand der Rechtsanwälte geregelt. Standesanwärter,
die in ihrer Ausbildung wegen nationalen, politischen oder rassi-
schen Gründen oder durch Militärdienstleistungen oder durch an-
dere durch den Krieg gegebene Umstände von der Praxis oder
vom Studium ausgeschlossen waren, wurden durch die „Einrech-
nungsvorschrift 1945“ vorgesorgt.
Die Rechtsanwälte in den Rechtsanwaltskammern (Vermögens-
fähige juristische Personen) wurden territorial zwangsweise orga-
nisiert, denen zwei freigewählte behördliche Organe, Ausschuß
und Disziplinarrat, die Standesangelegenheiten selbständig und
unabhängig regeln (Autonomie der Rechtsanwaltschaft). Nur in
relativ in den Gesetzen bezeichneten Fällen sind die Gerichte
Rechtsmittelgericht gegen Beschlüsse dieser Standesorgane (siehe
SpR 166; Nowak IV, 634/10).

Der Versuch, einen geschichtlichen Überblick über die Advokatur
in Vorarlberg zu erstellen, ist deshalb schwierig, weil bis zum
Jahre 1869 über die Advokaturen kaum Unterlagen aufzufinden
sind. Es bedarf hiezu allenfalls Nachforschungen in den Archiven
(Landesarchiv und Archiv des OLG Innsbruck).
Einerseits haben die Anfänge der österr Advokatur, wie bereits
erwähnt, in der „Allgemeinen Gerichtsordnung“ vom 1. 5. 1781
bereits ihren Niederschlag gefunden. Mangels einer entsprechen-
den Organisation konnten lediglich bei den Gerichten, insbe-
sonders den Appellationsgerichten, welche die Aufsicht über die
Advokatur ausübten, Hinweise betreffend Namen, Tätigkeit und
Werdegang usw gefunden werden.
Die spezifisch für das Bundesland Vorarlberg betreffenden Hin-
weise finden sich lediglich bruchstückhaft in Archiven und in den
„Listen der Advokaten in Vorarlberg“. So über die Advokaten in
Feldkirch:
(VLA LgFk Sch 177, No 380, 1810) Dr. iur Franz Wegeler, 1808
als Rechtspraktikant beim Lg.
(VLA LgFk Sch 21, No 380, 1810) Advokat Martin Mathis bereits
in Österreich Advokat, dann Prüfung beim königl Appellations-
gericht, bewarb sich um Stelle. Als Advokat in Feldkirch selbstän-
dig geworden.
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(FWB 13. 9. 1814, S 298) Advokat Martin Mathis erster Deputier-
ter bei Kaiserbesuch in Wien.
(VLA Lg Sch 49, Polit 1144, vom Jahre 1815) Advokaten Dr. We-
geler und Martin Mathis haben im Jahre 1810 beim bayerischen
Appellationsgericht die Advokatenprüfung abgelegt.
(FWB 7. 4. 1818) 2 Advokaten in Feldkirch: Martin Mathis und
Dr. Franz Xaver Wegeler. 28. 4. 1829 Dr. Franz Wegeler gestor-
ben. 19. 5. 1829 aus Nachlaß Dr. Wegeler waren Weine der Jg
1827 und 1828 um 800 fl im Hause des X.F. Ebenhoch verstei-
gert.
(FWB 28. 4. 1835) Advokat Martin von Mathis zu Treustadt (siehe
Martin Mathis oben) wurde geadelt. Verstorben am 30. 3. 1835.
Erben versteigern die Fahrnis, wie eicherne Fässer, 4 Kühe. 12. 5.
1835 Realtitätenversteigerung: Weinreben im Bock, Bögle, Torkel-
recht im Platztorkel, 2 Bütten, Weinreben in Levnerhalde samt Tor-
kelrecht im Jesuitentorkel, Wiese bei der Paspelshütte in Brederis,
Wiesen in Altenstadt und Reichenfeld.
(FWB 18. 3. 1856) Advokat Dr. Felder gestorben. Nachlaß
Dr. Felder: Gütle in der Widnau, 2 Pfund Lohn Reben, jetzt Acker-
feld. Hungerleider genannt! 10. 6. 1856 Fahrnis, Pretiosen, Uh-
ren, Möbel versteigert.
Aus den „Listen der Advokaten in Vorarlberg“ ist festzustellen, daß
am 7. 2. 1869 erstmals 8 Advokaten in dieser Liste Aufnahme
gefunden haben und gleichzeitig angelobt worden sind. An die-
sem Tage fand die konstituierende Versammlung der Vorarlberger
Advokatenkammer statt, bei welcher Dr. Anton Jussel zum Präsi-
denten gewählt wurde. Diese 8 ersten Mitglieder der Vorarlberger
Advokatenkammer waren:
1. Dr. Anton Jussel, geb. 6. 11. 1816 in Bludenz, wohnhaft in
Feldkirch. Er wurde im Juli 1873 zum Landeshauptmann für Vorarl-
berg ernannt und hat im Zuge dieser Ernennung die Advokatur
zurückgelegt. Er starb als Landeshauptmann von Vlbg zu Bregenz
am 27. 7. 1878, 6 Uhr abends.
2. Dr. Johann Rizzoli. Dieser wurde laut Diplom der Universität
Innsbruck am 31. 7. 1832 zum „Doktor sämtlicher Rechte“ promo-
viert. Er hat laut Dekret des Appellationsgerichtes Innsbruck vom
9. 6. 1837 die Advokaturprüfung „collo nota di comprovote buon
cognizioni“ bestanden und wurde laut Dekret des Appellations-
gerichtes vom 20. 3. 1840 Nr 1365 zum Advokaten in Feldkirch
ernannt. Er hat den „Diensteid“ am 7. 7. 1840 abgelegt. Amtierte
in der Herrengasse in dem dem Baumeister Graß gehörenden
Hause. Gestorben 9. 9. 1887.
3. Dr. Josef Lindner, Dornbirn. Beeidet am 9. 5. 1864.
Antritt der Advokatur am 1. 6. 1864. Zum Doktor sämtlicher Rechte
an der kk Universität Innsbruck promoviert laut Diplom vom 12. 3.
1853. Übersiedelt am 1. 7. 1871 nach Feldkirch. In der Sitzung
vom 13. 7. 1873 als Kammerpräsident bestellt (wieder gewählt
bis 31. 12. 1890).
4. Dr. Franz Birkel, Bludenz. Mit Erlaß des Appellationsgerichtes
Innsbruck vom 9. 12. 1848 zum Advokaten in Bludenz ernannt.

Beeidet am 14. 12. 1848. Amtsantritt in Bludenz am 17. 12.
1848. Freiwillig resigniert am 4. 7. 1889.

5. Dr. Anton Kaiser, Bregenz. Ernennung zum Advokaten in Rat-
tenberg unter dem 7. 9. 1856, beeidet am 18. 10. 1856. Im
Tauschwege mit Dr. Vogl von Rattenberg nach Bregenz übersetzt
am 8. 11. 1856. Am 31. 12. 1889 freiwillig resigniert.

6. Stefan Pircher, Bregenz. War bis Ende 1889 Ausschußmitglied,
hat Ende 1889 die Advokaturbefugnis freiwillig zurückgelegt.

7. Dr. Theodor Pircher, Dornbirn. Am 12. 1. 1876 in Dornbirn
verstorben.

8. Dr. Albert Häusle, Bregenz. Am 14. 1. 1869 beeidet beim kk
Oberlandesgericht für Tirol und Vorarlberg. Hat unter dem 3. 5.
1877 auf die Ausübung der Advokatur verzichtet.

Allein aus den spärlichen Anmerkungen, die sich bei diesen ersten
8 Kammermitgliedern des Jahres 1869 finden, ergibt sich, daß alle
diese Gründungsmitglieder bereits vor Gründung der Vorarlberger
Advokatenkammer den Advokaturberuf ausgeübt haben. So zeigt
zB die Eintragung des Dr. Rizzoli, daß dieser schon 1840 Advokat
in Feldkirch war.

Die zahlenmäßige Entwicklung der Rechtsanwälte in Vorarlberg
hat stetig zugenommen. Dies zeigt folgende Aufstellung:

Es waren eingetragen in die Liste der Vlbg Rechtsanwälte:

Im Jahre Anzahl im Jahre Anzahl

1869 8 1940 42

1875 12 1945 47

1880 16 1950 51

1885 14 1955 62

1890 14 1960 64

1895 17 1965 68

1900 17 1970 64

1905 18 1975 76

1910 19 1980 81

1915 19 1985 98

1920 20 1990 127

1925 28 1995 151

1930 34 1998 169

1935 46

Während früher die Bedingungen für die Eintragung in die Liste
der Rechtsanwälte drei Staatsprüfungen, die Erlangung der juridi-
schen Doktorwürde und die Absolvierung einer 7jährigen Anwalts-
praxis notwendig war, haben sich in neuerer Zeit verschiedene
wesentliche Erleichterungen ergeben. Das juridische Doktorat ist
nicht mehr notwendig, die Praxiszeit wurde verkürzt und kann teils
in anderen Berufen und im Ausland absolviert werden.

Bemerkenswert ist, daß aus dem Kreise der Advokaten bzw Rechts-
anwälte ranghohe Politiker (Landeshauptleute, Landesräte, Landes-
statthalter, Regierungsmitglieder, Bürgermeister usw), Mitglieder
des VwGH und VfGH und Richter der ordentlichen Gerichte bis
zum OGH stammen.
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EuGH-Rechtsprechung
Gleiches Entgelt für Männer und Frauen

Art 119 EG-Vertrag (jetzt Art 141 EG)
Richtlinie 75/117/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsatzes
des gleichen Entgelts für Männer und Frauen

Eine gleiche Arbeit iS des Art 119 EGV (jetzt
Art 141 EG) oder der Richtlinie 75/117/EWG
liegt nicht vor, wenn eine gleiche Tätigkeit
über einen erheblichen Zeitraum von Arbeit-
nehmern mit unterschiedlicher Berufsberechti-
gung ausgeübt wird.

EuGH, Rs C-309/97, Angestelltenbetriebsrat der Wiener Gebiets-
krankenkasse/Wiener Gebietskrankenkasse,
Urteil vom 11. 5. 1999

Die Festlegung der Entgelte der bei den österreichischen Sozial-

versicherungsträgern beschäftigten Arbeitnehmer richtet sich nach

verschiedenen Dienstordnungen, die in Form von Kollektivverträ-

gen zustande kommen. So ist zwischen Psychologen, die zur selb-

ständigen Berufsausübung berechtigt sind, und Fachärzten, die zur

selbständigen Berufsausübung berechtigt sind, zu unterscheiden.

Der Netto-Grundgehalt der beiden Gehaltsgruppen unterscheidet

sich maßgeblich. Die Sozialversicherungsträger können daher drei

Kategorien von Psychotherapeuten beschäftigen:

• Ärzte, die die Ausbildung zum Arzt für Allgemeinmedizin oder

zum Facharzt abgeschlossen haben,

• diplomierte Psychologen, die zur selbständigen Berufsausübung

im Gesundheitswesen berechtigt sind, sowie

• Personen, die kein Examen als Arzt oder Psychologe abgelegt

haben, jedoch über eine allgemeine Ausbildung und eine psy-

chotherapeutische Fachausbildung verfügen.

Im Anlaßfall geht es um einen Rechtsstreit über die Höhe des Ge-

halts für diplomierte Psychologen, die als Psychotherapeuten ange-

stellt sind. Hintergrund des Klagsbegehrens ist, daß Psychologen,

die ein Psychologiestudium mit Doktorat abgeschlossen haben,

aber als Psychotherapeuten bei der Gebietskrankenkasse arbeiten,

nicht in dieselbe Kategorie wie als Psychotherapeuten tätige Ärzte

eingestuft werden. Zudem seien von diesen schlechteren Entloh-

nungsbedingungen vorrangig Frauen betroffen.

Für das vorlegende OLG Wien stand daher vorrangig in Frage, ob

eine „gleiche Arbeit“ oder ein „gleicher Arbeitsplatz“ iS des

Art 119 EGV und der Richtlinie 75/117/EWG auch dann vor-

liegt, wenn die gleiche Tätigkeit über einen erheblichen Zeitraum

von Arbeitnehmern mit unterschiedlicher Berufsberechtigung aus-

geübt wird.

Der EuGH stellt fest, daß zur Frage, ob Arbeitnehmer eine gleiche

Arbeit ausüben, geprüft werden muß, ob diese Arbeitnehmer unter

Zugrundelegung einer Gesamtheit von Faktoren, wie Art der

Arbeit, Ausbildungsanforderung und Arbeitsbedingungen, als in

einer vergleichbaren Situation befindlich angesehen werden kön-

nen. Der vom EuGH in einem früheren Urteil aufgestellte Grund-

satz (Rs C-127/92, Enderby, Slg 1993, I-5535), daß Gruppen

von Arbeitnehmern mit unterschiedlichem Beruf und unterschied-

licher Berufsausbildung gleichwertige Tätigkeiten verrichten könn-
ten, beantwortet nicht die Frage nach der tatsächlichen Gleichwer-

tigkeit der von Arbeitnehmern, die verschiedenen Berufsgruppen

angehören, ausgeübten Tätigkeiten. Bei der Überprüfung, ob ver-

schiedene Arbeitnehmergruppen, die nicht dieselbe Berufsqualifi-

kation besitzen, eine dem Anschein nach identische Tätigkeit aus-

üben, kommt der Berufsausbildung insofern ein maßgeblicher Stel-

lenwert zu, als diese sowohl eine unterschiedliche Vergütung für

die Arbeitnehmer, die die gleiche Arbeit verrichten, objektiv recht-

fertigen kann, als auch ein Kriterium darstellen kann, um festzustel-

len, ob die Arbeitnehmer die gleiche Arbeit verrichten.

Der EuGH kommt zum Schluß, daß bei den von der Gebietskran-

kenkasse als Psychotherapeuten beschäftigten Psychologen und

Ärzten zwar eine anscheinend identische Tätigkeit ausgeübt wird,

doch die Behandlung der Patienten auf einerseits in einem Psycho-

logiestudium und andererseits in einem Medizinstudium beruhen-

den Kenntnissen und Fähigkeiten basiert. Dies umso mehr als die

Ärzte darüber hinaus berechtigt sind, auch andere, den Psycho-

therapeuten nicht offenstehende Tätigkeiten auszuüben. Arbeit-

nehmer mit unterschiedlicher Berufsausbildung, die aufgrund des

unterschiedlichen Umfangs der Berufsberechtigung, basierend auf

ihrer Ausbildung, unterschiedliche Tätigkeiten wahrnehmen, kön-

nen aber somit nach Dafürhalten des EuGH nicht als in einer ver-

gleichbaren Situation befindlich angesehen werden. Dem steht

auch eine – unter Umständen auf sozialpolitischen Gründen beru-

hende – einheitliche Tarifierung für psychotherapeutische Behand-

lungen nicht entgegen.

Aktuelles Sekundärrecht
Richtlinie 1999/5/EG über Funkanlagen und Telekommunikations-

endeinrichtungen und die gegenseitige Anerkennung ihrer Konfor-

mität, ABl L 91/1999, 10.

Rechtsakt des Rates zur Festlegung über die Übermittlung von

personenbezogenen Daten durch Europol an Drittstaaten und Dritt-

stellen, ABl C 88/1999, 1.

Richtlinie 1999/21/EG der Kommission über diätetische Lebens-

mittel für besondere medizinische Zwecke, ABl L 91/1999, 29.

Erläuterungen zum Protokoll Nr 4 der Europa-Abkommen,

ABl C 90/1999, 6.
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Vertrag von Amsterdam – Übereinstimmungstabellen
Der Vertrag von Amsterdam ist am 1. 5. 1999 in Kraft getreten.
Gemäß seinem Art 12 werden Artikel, Titel und Abschnitte des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft, idF der Bestimmungen des Vertrags von Amsterdam, entsprechend den Übereinstimmungstabellen, die Ver-
tragsbestandteil sind, umnumeriert. Querverweisungen und Bezugnahmen innerhalb der Verträge werden entsprechend angepaßt; in an-
deren Rechtsinstrumenten und Rechtsakten enthaltene Verweisungen sind als Verweisungen auf die umnumerierten Bestimmungen zu lesen.
Zur Erleichterung und „Eingewöhnung“ in der Folge die genannten Übereinstimmungstabellen:

Übereinstimmungstabellen gemäß
Artikel 12 des Vertrags von Amsterdam

A. Vertrag über die Europäische Union

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Titel I Titel I
Artikel A Artikel 1
Artikel B Artikel 2
Artikel C Artikel 3
Artikel D Artikel 4
Artikel E Artikel 5
Artikel F Artikel 6
Artikel F.1 (*) Artikel 7

Titel II Titel II
Artikel G Artikel 8

Titel III Titel III
Artikel H Artikel 9

Titel IV Titel IV
Artikel I Artikel 10

Titel V (***) Titel V
Artikel J.1 Artikel 11
Artikel J.2 Artikel 12
Artikel J.3 Artikel 13
Artikel J.4 Artikel 14
Artikel J.5 Artikel 15
Artikel J.6 Artikel 16
Artikel J.7 Artikel 17
Artikel J.8 Artikel 18
Artikel J.9 Artikel 19
Artikel J.10 Artikel 20
Artikel J.11 Artikel 21
Artikel J.12 Artikel 22
Artikel J.13 Artikel 23
Artikel J.14 Artikel 24
Artikel J.15 Artikel 25
Artikel J.16 Artikel 26
Artikel J.17 Artikel 27
Artikel J.18 Artikel 28

Titel VI (***) Titel VI
Artikel K.1 Artikel 29
Artikel K.2 Artikel 30
Artikel K.3 Artikel 31
Artikel K.4 Artikel 32
Artikel K.5 Artikel 33
Artikel K.6 Artikel 34
Artikel K.7 Artikel 35
Artikel K.8 Artikel 36
Artikel K.9 Artikel 37
Artikel K.10 Artikel 38
Artikel K.11 Artikel 39
Artikel K.12 Artikel 40

B. Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft

Artikel K.13 Artikel 41
Artikel K.14 Artikel 42

Titel VIa (**) Titel VII
Artikel K.15 (*) Artikel 43
Artikel K.16 (*) Artikel 44
Artikel K.17 (*) Artikel 45

Titel VII Titel VIII
Artikel L Artikel 46
Artikel M Artikel 47
Artikel N Artikel 48
Artikel O Artikel 49
Artikel P Artikel 50
Artikel Q Artikel 51
Artikel R Artikel 52
Artikel S Artikel 53

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Erster Teil Erster Teil
Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 Artikel 2
Artikel 3 Artikel 3
Artikel 3a Artikel 4
Artikel 3b Artikel 5
Artikel 3c (*) Artikel 6
Artikel 4 Artikel 7
Artikel 4a Artikel 8
Artikel 4b Artikel 9
Artikel 5 Artikel 10
Artikel 5a (*) Artikel 11
Artikel 6 Artikel 12
Artikel 6a (*) Artikel 13
Artikel 7 (aufgehoben) –
Artikel 7a Artikel 14
Artikel 7b (aufgehoben) –
Artikel 7c Artikel 15
Artikel 7d (*) Artikel 16

Zweiter Teil Zweiter Teil
Artikel 8 Artikel 17
Artikel 8a Artikel 18
Artikel 8b Artikel 19
Artikel 8c Artikel 20
Artikel 8d Artikel 21
Artikel 8e Artikel 22

Dritter Teil Dritter Teil
Titel I Titel I

Artikel 9 Artikel 23
Artikel 10 Artikel 24

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Artikel 11 (aufgehoben) –

Kapitel 1 Kapitel 1
Abschnitt 1 (gestrichen) –

Artikel 12 Artikel 25
Artikel 13 (aufgehoben) –
Artikel 14 (aufgehoben) –
Artikel 15 (aufgehoben) –
Artikel 16 (aufgehoben –
Artikel 17 (aufgehoben) –
Abschnitt 2 (gestrichen) –

Artikel 18 (aufgehoben) –
Artikel 19 (aufgehoben) –
Artikel 20 (aufgehoben) –
Artikel 21 (aufgehoben) –
Artikel 22 (aufgehoben) –
Artikel 23 (aufgehoben) –
Artikel 24 (aufgehoben) –
Artikel 25 (aufgehoben) –
Artikel 26 (aufgehoben) –
Artikel 27 (aufgehoben) –
Artikel 28 Artikel 26
Artikel 29 Artikel 27

Kapitel 2 Kapitel 2
Artikel 30 Artikel 28
Artikel 31 (aufgehoben) –
Artikel 32 (aufgehoben) –
Artikel 33 (aufgehoben) –
Artikel 34 Artikel 29
Artikel 35 (aufgehoben) –
Artikel 36 Artikel 30
Artikel 37 Artikel 31

Titel II Titel II
Artikel 38 Artikel 32
Artikel 39 Artikel 33
Artikel 40 Artikel 34
Artikel 41 Artikel 35
Artikel 42 Artikel 36
Artikel 43 Artikel 37
Artikel 44 (aufgehoben) –
Artikel 45 (aufgehoben) –
Artikel 46 Artikel 38
Artikel 47 (aufgehoben) –

Titel III Titel III
Kapitel 1 Kapitel 1

Artikel 48 Artikel 39
Artikel 49 Artikel 40
Artikel 50 Artikel 41
Artikel 51 Artikel 42

Kapitel 2 Kapitel 2
Artikel 52 Artikel 43

Bisherige Numerierung Neue Numerierung
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Artikel 53 (aufgehoben) –
Artikel 54 Artikel 44
Artikel 55 Artikel 45
Artikel 56 Artikel 46
Artikel 57 Artikel 47
Artikel 58 Artikel 48

Kapitel 3 Kapitel 3
Artikel 59 Artikel 49
Artikel 60 Artikel 50
Artikel 61 Artikel 51
Artikel 62 (aufgehoben) –
Artikel 63 Artikel 52
Artikel 64 Artikel 53
Artikel 65 Artikel 54
Artikel 66 Artikel 55

Kapitel 4 Kapitel 4
Artikel 67 (aufgehoben) –
Artikel 68 (aufgehoben) –
Artikel 69 (aufgehoben) –
Artikel 70 (aufgehoben) –
Artikel 71 (aufgehoben) –
Artikel 72 (aufgehoben) –
Artikel 73 (aufgehoben) –
Artikel 73a (aufgehoben) –
Artikel 73b Artikel 56
Artikel 73c Artikel 57
Artikel 73d Artikel 58
Artikel 73e (aufgehoben) –
Artikel 73f Artikel 59
Artikel 73g Artikel 60
Artikel 73h (aufgehoben) –

Titel IIIa (**) Titel IV
Artikel 73 i (*) Artikel 61
Artikel 73 j (*) Artikel 62
Artikel 73k (*) Artikel 63
Artikel 73 l (*) Artikel 64
Artikel 73m (*) Artikel 65
Artikel 73n (*) Artikel 66
Artikel 73o (*) Artikel 67
Artikel 73p (*) Artikel 68
Artikel 73q (*) Artikel 69

Titel IV Titel V
Artikel 74 Artikel 70
Artikel 75 Artikel 71
Artikel 76 Artikel 72
Artikel 77 Artikel 73
Artikel 78 Artikel 74
Artikel 79 Artikel 75
Artikel 80 Artikel 76
Artikel 81 Artikel 77
Artikel 82 Artikel 78
Artikel 83 Artikel 79
Artikel 84 Artikel 80

Titel V Titel VI
Kapitel 1 Kapitel 1

Abschnitt 1 Abschnitt 1
Artikel 85 Artikel 81
Artikel 86 Artikel 82
Artikel 87 Artikel 83
Artikel 88 Artikel 84
Artikel 89 Artikel 85

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Artikel 90 Artikel 86
Abschnitt 2 (gestrichen) –
Artikel 91 (aufgehoben) –

Abschnitt 3 Abschnitt 2
Artikel 92 Artikel 87
Artikel 93 Artikel 88
Artikel 94 Artikel 89

Kapitel 2 Kapitel 2
Artikel 95 Artikel 90
Artikel 96 Artikel 91
Artikel 97 (aufgehoben) –
Artikel 98 Artikel 92
Artikel 99 Artikel 93

Kapitel 3 Kapitel 3
Artikel 100 Artikel 94
Artikel 100a Artikel 95
Artikel 100b
(aufgehoben)

–

Artikel 100c
(aufgehoben)

–

Artikel 100d
(aufgehoben)

–

Artikel 101 Artikel 96
Artikel 102 Artikel 97

Titel VI Titel VII
Kapitel 1 Kapitel 1

Artikel 102a Artikel 98
Artikel 103 Artikel 99
Artikel 103a Artikel 100
Artikel 104 Artikel 101
Artikel 104a Artikel 102
Artikel 104b Artikel 103
Artikel 104c Artikel 104

Kapitel 2 Kapitel 2
Artikel 105 Artikel 105
Artikel 105a Artikel 106
Artikel 106 Artikel 107
Artikel 107 Artikel 108
Artikel 108 Artikel 109
Artikel 108a Artikel 110
Artikel 109 Artikel 111

Kapitel 3 Kapitel 3
Artikel 109a Artikel 112
Artikel 109b Artikel 113
Artikel 109c Artikel 114
Artikel 109d Artikel 115

Kapitel 4 Kapitel 4
Artikel 109e Artikel 116
Artikel 109f Artikel 117
Artikel 109g Artikel 118
Artikel 109h Artikel 119
Artikel 109i Artikel 120
Artikel 109j Artikel 121
Artikel 109k Artikel 122
Artikel 109 l Artikel 123
Artikel 109m Artikel 124

Titel VIa (**) Titel VIII
Artikel 109n (*) Artikel 125
Artikel 109o (*) Artikel 126
Artikel 109p (*) Artikel 127

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Artikel 109q (*) Artikel 128
Artikel 109r (*) Artikel 129
Artikel 109s (*) Artikel 130

Titel VII Titel IX
Artikel 110 Artikel 131
Artikel 111 (aufgehoben) –
Artikel 112 Artikel 132
Artikel 113 Artikel 133
Artikel 114 (aufgehoben) –
Artikel 115 Artikel 134

Titel VIIa (**) Titel X
Artikel 116 (*) Artikel 135

Titel VIII Titel XI
Kapitel 1 (***) Kapitel 1

Artikel 117 Artikel 136
Artikel 118 Artikel 137
Artikel 118a Artikel 138
Artikel 118b Artikel 139
Artikel 118c Artikel 140
Artikel 119 Artikel 141
Artikel 119a Artikel 142
Artikel 120 Artikel 143
Artikel 121 Artikel 144
Artikel 122 Artikel 145

Kapitel 2 Kapitel 2
Artikel 123 Artikel 146
Artikel 124 Artikel 147
Artikel 125 Artikel 148

Kapitel 3 Kapitel 3
Artikel 126 Artikel 149
Artikel 127 Artikel 150

Titel IX Titel XII
Artikel 128 Artikel 151

Titel X Titel XIII
Artikel 129 Artikel 152

Titel XI Titel XIV
Artikel 129a Artikel 153

Titel XII Titel XV
Artikel 129b Artikel 154
Artikel 129c Artikel 155
Artikel 129d Artikel 156

Titel XIII Titel XVI
Artikel 130 Artikel 157

Titel XIV Titel XVII
Artikel 130a Artikel 158
Artikel 130b Artikel 159
Artikel 130c Artikel 160
Artikel 130d Artikel 161
Artikel 130e Artikel 162

Titel XV Titel XVIII
Artikel 130f Artikel 163
Artikel 130g Artikel 164
Artikel 130h Artikel 165
Artikel 130i Artikel 166
Artikel 130j Artikel 167
Artikel 130k Artikel 168
Artikel 130 l Artikel 169
Artikel 130m Artikel 170
Artikel 130n Artikel 171

Bisherige Numerierung Neue Numerierung
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Artikel 130o Artikel 172
Artikel 130p Artikel 173
Artikel 130q
(aufgehoben)

–

Titel XVI Titel XIX
Artikel 130r Artikel 174
Artikel 130s Artikel 175
Artikel 130t Artikel 176

Titel XVII Titel XX
Artikel 130u Artikel 177
Artikel 130v Artikel 178
Artikel 130w Artikel 179
Artikel 130x Artikel 180
Artikel 130y Artikel 181

Vierter Teil Vierter Teil
Artikel 131 Artikel 182
Artikel 132 Artikel 183
Artikel 133 Artikel 184
Artikel 134 Artikel 185
Artikel 135 Artikel 186
Artikel 136 Artikel 187
Artikel 136a Artikel 188

Fünfter Teil Fünfter Teil
Titel I Titel I

Kapitel 1 Kapitel 1
Abschnitt 1 Abschnitt 1

Artikel 137 Artikel 189
Artikel 138 Artikel 190
Artikel 138a Artikel 191
Artikel 138b Artikel 192
Artikel 138c Artikel 193
Artikel 138d Artikel 194
Artikel 138e Artikel 195
Artikel 139 Artikel 196
Artikel 140 Artikel 197
Artikel 141 Artikel 198
Artikel 142 Artikel 199
Artikel 143 Artikel 200
Artikel 144 Artikel 201

Abschnitt 2 Abschnitt 2
Artikel 145 Artikel 202
Artikel 146 Artikel 203
Artikel 147 Artikel 204
Artikel 148 Artikel 205
Artikel 149 (aufgehoben) –
Artikel 150 Artikel 206
Artikel 151 Artikel 207
Artikel 152 Artikel 208
Artikel 153 Artikel 209
Artikel 154 Artikel 210

Abschnitt 3 Abschnitt 3
Artikel 155 Artikel 211
Artikel 156 Artikel 212
Artikel 157 Artikel 213
Artikel 158 Artikel 214
Artikel 159 Artikel 215
Artikel 160 Artikel 216
Artikel 161 Artikel 217
Artikel 162 Artikel 218
Artikel 163 Artikel 219

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Abschnitt 4 Abschnitt 4
Artikel 164 Artikel 220
Artikel 165 Artikel 221
Artikel 166 Artikel 222
Artikel 167 Artikel 223
Artikel 168 Artikel 224
Artikel 168a Artikel 225
Artikel 169 Artikel 226
Artikel 170 Artikel 227
Artikel 171 Artikel 228
Artikel 172 Artikel 229
Artikel 173 Artikel 230
Artikel 174 Artikel 231
Artikel 175 Artikel 232
Artikel 176 Artikel 233
Artikel 177 Artikel 234
Artikel 178 Artikel 235
Artikel 179 Artikel 236
Artikel 180 Artikel 237
Artikel 181 Artikel 238
Artikel 182 Artikel 239
Artikel 183 Artikel 240
Artikel 184 Artikel 241
Artikel 185 Artikel 242
Artikel 186 Artikel 243
Artikel 187 Artikel 244
Artikel 188 Artikel 245

Abschnitt 5 Abschnitt 5
Artikel 188a Artikel 246
Artikel 188b Artikel 247
Artikel 188c Artikel 248

Kapitel 2 Kapitel 2
Artikel 189 Artikel 249
Artikel 189a Artikel 250
Artikel 189b Artikel 251
Artikel 189c Artikel 252
Artikel 190 Artikel 253
Artikel 191 Artikel 254
Artikel 191a (*) Artikel 255
Artikel 192 Artikel 256

Kapitel 3 Kapitel 3
Artikel 193 Artikel 257
Artikel 194 Artikel 258
Artikel 195 Artikel 259
Artikel 196 Artikel 260
Artikel 197 Artikel 261
Artikel 198 Artikel 262

Kapitel 4 Kapitel 4
Artikel 198a Artikel 263
Artikel 198b Artikel 264
Artikel 198c Artikel 265

Kapitel 5 Kapitel 5
Artikel 198d Artikel 266
Artikel 198e Artikel 267

Titel II Titel II
Artikel 199 Artikel 268
Artikel 200 (aufgehoben) –
Artikel 201 Artikel 269
Artikel 201a Artikel 270
Artikel 202 Artikel 271
Artikel 203 Artikel 272

Bisherige Numerierung Neue Numerierung

Christine Stix-Hackl

**(*) Neuer Artikel, eingefügt durch den Vertrag von
Amsterdam

*(**) Neuer Titel, eingefügt durch den Vertrag von
Amsterdam

(***) Titel oder Kapitel, umstrukturiert durch den Ver-
trag von Amsterdam

Artikel 204 Artikel 273
Artikel 205 Artikel 274
Artikel 205a Artikel 275
Artikel 206 Artikel 276
Artikel 206a
(aufgehoben)

–

Artikel 207 Artikel 277
Artikel 208 Artikel 278
Artikel 209 Artikel 279
Artikel 209a Artikel 280

Sechster Teil Sechster Teil
Artikel 210 Artikel 281
Artikel 211 Artikel 282
Artikel 212 (*) Artikel 283
Artikel 213 Artikel 284
Artikel 213a (*) Artikel 285
Artikel 213b (*) Artikel 286
Artikel 214 Artikel 287
Artikel 215 Artikel 288
Artikel 216 Artikel 289
Artikel 217 Artikel 290
Artikel 218 (*) Artikel 291
Artikel 219 Artikel 292
Artikel 220 Artikel 293
Artikel 221 Artikel 294
Artikel 222 Artikel 295
Artikel 223 Artikel 296
Artikel 224 Artikel 297
Artikel 225 Artikel 298
Artikel 226 (aufgehoben) –
Artikel 227 Artikel 299
Artikel 228 Artikel 300
Artikel 228a Artikel 301
Artikel 229 Artikel 302
Artikel 230 Artikel 303
Artikel 231 Artikel 304
Artikel 232 Artikel 305
Artikel 233 Artikel 306
Artikel 234 Artikel 307
Artikel 235 Artikel 308
Artikel 236 (*) Artikel 309
Artikel 237 (aufgehoben) –
Artikel 238 Artikel 310
Artikel 239 Artikel 311
Artikel 240 Artikel 312
Artikel 241 (aufgehoben) –
Artikel 242 (aufgehoben) –
Artikel 243 (aufgehoben) –
Artikel 244 (aufgehoben) –
Artikel 245 (aufgehoben) –
Artikel 246 (aufgehoben) –

Schlußbestimmungen Schlußbestimmungen
Artikel 247 Artikel 313
Artikel 248 Artikel 314

Bisherige Numerierung Neue Numerierung
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Terminübersicht – Seminare

Juli

September

2./3. 7. Körpersprache und Rhetorik
Seminar-Nr: 990702/2 HERNSTEIN

2./3. 7. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 990702/3 ST. GEORGEN

8. 7. Die brandaktuelle RAO-Novelle
Seminar-Nr: 990708/6 INNSBRUCK

8. 7. Rechtsanwaltssozietät: RA-GmbH
oder Personengesellschaft?
Seminar-Nr: 990708/A6 INNSBRUCK

1. 9. bis
3. 11.

Anglo-amerikanische Rechtssprache
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 990901/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Achtung: Dieser Termin wurde
verschoben
Seminar-Nr: 990903/3 ST. GEORGEN

3./4. 9. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 990903/8 WIEN

3./4. 9. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 990903A/8 WIEN

7. 9. und
21. 9.

Seminarreihe Steuerrecht
Bundesabgabenordnung
Seminar-Nr: 990907/8 WIEN

10./11. 9. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 990910/3 ST. GEORGEN

10./11. 9. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 990910/8 WIEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht
Seminar-Nr: 990917/6 INNSBRUCK

17./18. 9. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 990917/3 ST. GEORGEN

17./18. 9. Gesellschaftsrecht II
Seminar-Nr: 990917/8 WIEN

24. 9. Haftung des GmbH-Geschäftsführers
Seminar-Nr: 990924/7 DORNBIRN

24./25. 9. Wertpapierrecht unter besonderer
Berücksichtigung des Wechsel- und
Scheckrechtes
Seminar-Nr: 990924/5 GRAZ

24./25. 9. Strafverfahren II
Seminar-Nr: 990924/8 WIEN

Oktober

November

1./2. 10. Kommunikationspsychologie
in der juristischen Praxis
Seminar-Nr: 991001/6 INNSBRUCK

1./2. 10. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991001/3 ST. GEORGEN

1./2. 10. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 991001/8 WIEN

5. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991005/8 WIEN

7. 10. bis
9. 10.

Europarecht
Seminar-Nr: 991007/8 WIEN

8./9. 10. Verwaltungsstrafverfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 991008/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/5 GRAZ

15./16. 10. Prozeßtaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 991015/2 HERNSTEIN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 991015/8 WIEN

19. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 991019/8 WIEN

22./23. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991022/8 WIEN

2. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 991102/8 WIEN

5./6. 11. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 991105/6 INNSBRUCK

5./6. 11. Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 991105/8 WIEN

12./13. 11. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 991112/6 INNSBRUCK

12./13. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991112/3 ST. GEORGEN

12./13. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991112/8 WIEN
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Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

16. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 991116/8 WIEN

19./20. 11. Bau- und Raumplanungsrecht
unter Berücksichtigung der
relevanten Nebengesetze
Seminar-Nr: 991119/5 GRAZ

19./20. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991119/8 WIEN

26./27. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991126/3 ST. GEORGEN

26./27. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 991126/8 WIEN

30. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 991130/8 WIEN

Rechtsanwaltssozietät: RA-GmbH
oder Personengesellschaft?

awak.infopill

Die konzentrierte Information für Rechtsanwälte

WARUM SIE TEILNEHMEN SOLLTEN?

Rechtsanwaltssozietäten waren bisher nur in der Rechtsform der
GesbR oder einer EEG zulässig. Ab 1. 6. 1999 ist aufgrund der
RAO-Novelle auch die GmbH zulässig. Auf Anregung des ÖRAK-
Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen haben die Referenten bereits
im Oktober 1996 mit der Ausarbeitung eines Leitfadens zur
RA-GmbH begonnen, der jetzt nach parlamentarischem Beschluß
der neuen berufsrechtlichen Bestimmungen aktualisiert wird.

Die Referenten haben sich mit den zivil- und steuerrechtlichen
Fragen rund um die RA-GmbH nicht nur im Zusammenhang mit
dem Leitfaden, sondern auch schon in Workshops und in der prak-
tischen Beratung auseinandergesetzt.

Sie stellen die Vor- und Nachteile der GmbH jenen der Personen-
gesellschaft gegenüber und geben einen Überblick über die Gestal-
tungsmöglichkeiten für den Rechtsformwechsel zur RA-GmbH.

Termin: Donnerstag, 8. 7. 1999, in Innsbruck, 17.15–19.15 Uhr,
Seminar-Nr: 990708/A6
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Referenten: Dr. Herbert Hochegger, Rechtsanwalt in Wien,
Dr. Herbert Hochegger und Mag. Markus Kajaba, Wien, Vorsit-
zender des ÖRAK-Arbeitskreises für Wirtschaftsfragen, Berufs- und
gesellschaftsrechtliche Grundlagen;
KR Werner Sedlacek, Steuerberater, geschäftsführender Gesell-
schafter der TPA Treuhand Partner Austria Wirtschaftstreuhand
GmbH: Pro und Kontra RA-GmbH – Steuerliche Optimierungsmög-
lichkeiten;
Mag. Gottfried Sulz, Steuerberater, Geschäftsführer der TPA Treu-
hand Partner Austria Wirtschaftstreuhand GmbH: Rechtsformwech-
sel zur RA-GmbH – Fragen der umgründungssteuerrechtlichen Ge-
staltung

Am 8. 7. 1999 findet in Innsbruck von 15.00 bis 17.00 Uhr die
awak.infopill zum Thema „Die aktuelle RAO-Novelle“ mit den
Referenten Dr. Jörg Beirer, Präsident der Rechtsanwaltskammer
Niederösterreich, und Dr. Klaus Hoffmann, Präsident des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages, statt.

Wertpapierrecht unter besonderer Berücksichtigung
des Wechsel- und Scheckgesetzes

awak.special

Der Inhalt des Seminars bezieht sich auf die Darstellung des Wert-
papierrechts unter besonderer Berücksichtigung des Wechsel- und
Scheckrechts, wobei insbesondere eine Reihe von einschlägigen
höchstgerichtlichen Entscheidungen besprochen wird.

Termin: Freitag, 24. 9. 1999, bis Samstag, 25. 9. 1999 = 3 Halb-
tage
Planung und Referent: Dr. Werner Hauser, FH-Professor in Graz
Seminarort: Graz

Seminar-Nr: 990924/5

Kommunikationspsychologie in der juristischen Praxis

awak.special

Die Tätigkeit als Jurist erfordert ein extrem hohes Maß an Men-
schenkenntnis, Einfühlungsvermögen und Gesprächskompetenz.
Deshalb ist es für Juristen besonders hilfreich, hinter die Kulissen
von Gesprächsprozessen blicken zu können. Somit ist es möglich,
zu erkennen, welche psychologischen Faktoren unter der Ober-
fläche Gespräche und deren Ergebnisse beeinflussen.
Ziel des Seminars ist es, mit Hilfe praktischer psychologischer
Modelle die Sensibilität und Analysefähigkeit der Teilnehmer für
zwischenmenschliche Begegnungen zu steigern. Daraus ergeben
sich neue Möglichkeiten zur Gestaltung von kommunikativen Pro-
zessen im beruflichen Umfeld.
Die Teilnehmeranzahl ist auf 12 beschränkt.

Eine durchgehende Anwesenheit ist aus didaktischen Gründen
erforderlich.

Termin: Freitag, 1. 10. 1999, bis Samstag, 2. 10. 1999 = 4 Halb-
tage

Planung und Referent: Mag. Bernhard Ahammer, Akad Geprüfter
Kommunikationsberater, Innsbruck
Seminarort: Innsbruck

Seminar-Nr: 991001/6

Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht

awak.special

Immaterialgüterrechte gewähren eine starke zivil- und strafrechtlich
abgesicherte Monopolstellung zur Nutzung einer erfinderischen
Idee, eines Kennzeichens, eines Designs oder einer schöpferischen
Leistung im urheberrechtlichen Sinn. Das österreichische Immate-
rialgüterrecht ist eingebunden in ein internationales, durch bilate-
rale und internationale Abkommen geprägtes Schutzsystem.

Termin: Freitag, 1. 10. 1999, bis Samstag, 2. 10. 1999 = 3 Halb-
tage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, RA in Mödling
Referenten: Dr. Markus Stangl, Stellvertretender Leiter der Rechts-
abteilung B,
Dipl.-Ing. Dr. Helmut Wildhack, Patentanwalt in Wien,
Dr. Michael Binder, RA in Wien,
Dr. Guido Kucsko, RA in Wien,
Dr. Michel Walter, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991001/8

Prozeßtaktik und Verhandlungsstrategien

awak.special

Dieses Seminar vermittelt den Teilnehmern eine Optimierung ihres
Gesprächsverhaltens, besseres Einstellen auf die Verhandlungs-
partner, Erprobung der fünf wichtigsten Verhandlungsstile, Ein-
übung des Harvard-Verhandlungsmodells an alltäglichen Beispie-
len, Förderung der Diskussions- und Kompromißbereitschaft nicht
nur in der Verfolgung der Mandantenansprüche, sondern auch der
eigenen Honorarforderungen, Abschluß von Vergleichen ohne
Niederlagen für beide Seiten. Das Seminar richtet sich an alle
Rechtsanwaltsanwärter, aber auch an Rechtsanwälte mit abge-
schlossener Ausbildung, die entweder unter dem unbefriedigenden
Ablauf gerichtlicher oder außergerichtlicher Verhandlungssituatio-
nen leiden, oder trotz Erfolgen eine Verbesserung ihrer Verhand-
lungsergebnisse anstreben.
Die Teilnehmeranzahl ist auf 15 beschränkt.

Termin: Freitag, 15. 10. 1999, bis Samstag, 16. 10. 1999 =
3 Halbtage
Planung: DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Referenten: Johanna Busmann, Trainerin für Rhetorik und Kommu-
nikation, Hamburg,
DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Seminarort: Hernstein, NÖ

Seminar-Nr: 991015/2
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Änderungen der Liste

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. HELM Gernot,
9560 Feldkirchen, Kirchgasse 14,
Tel. 04276/485 48,
Telefax 04276/485 48-15,
per 1. 4. 1999

Mag. TASSOTTI Patricia,
9020 Klagenfurt, Alter Platz 29/II,
Tel. 0463/50 20 80,
Telefax 0463/50 20 80-20,
per 1. 4. 1999

Änderung der Telefonnummer

RAe Mag. Dr. TORISER Hans-Herwig,
Dr. MAYER Hans Georg, Klagenfurt,
Tel. 0463/541 69

e-mail-Adressen

RAe Dr. KLEINSZIG Christian, Dr. PUS-
WALD Christian, St. Veit/Glan,
e-mail: office@kleinszig-puswald.at

Dr. SCHUPFER Barbara, Döbriach,
e-mail: barbara.schupfer@aon.at

Ableben

Dr. HASLINGLEHNER Manfred, Klagen-
furt, verstorben am 13. 4. 1999,
mStv Dr. Walter Suppan, Klagenfurt

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. PISKERNIK Valentin,
2380 Perchtoldsdorf, Hochstraße 31,
Tel. 01/869 38 88,
Telefax 01/869 16 60-33,
e-mail: anwalt@aon.at,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 14. 4. 1999

Mag. HELLER Markus,
2500 Baden, Pfarrplatz 4,

Tel. 02252/479 26,
Telefax 02252/479 26-11,
e-mail: heller-ra@aon.at,
per 23. 3. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HOFFMANN Herbert,
Tulln, Brüdergasse 2A,
per 1. 3. 1999

Dr. SAILER Josef,
Bruck/Leitha, Schloßmühlgasse 14,
per 15. 3. 1999

Löschung einer GesbR

Dr. PÖLZL Ernst, Dr. HOCHSTÖGER
Oswin, Gmünd,
wurde per 31. 3. 1999 aufgelöst

Änderung der Telefaxnummer

Dr. BOYER Leopold, Zistersdorf,
Telefax 02532/23 79 14

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Mag. KIES Christian, Scheibbs,
Tel. 07482/442 22,
Telefax 07482/442 22-4

e-mail-Adressen

Dr. MAYER Karl, Baden,
e-mail: ra.karl.mayer@aon.at

Mag. Dr. HIRSCHMANN Robert,
Breitenfurt,
e-mail: RA.DR.HIRSCHMANN@aon.at

Verzicht

Dr. PÖLZL Ernst,
Gmünd, per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Oswin Hochstöger, Gmünd

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. PANIS Nicole
per 1. 4. 1999
bei Dr. Jörg Beirer, Wr. Neustadt

RAA Mag. WEINGRILL Claudius
per 23. 3. 1999
bei Dr. Rudolf Beck, Mödling

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. HUMER Bernhard, Linz, Spittelwiese 8,
Tel. 0732/77 14 70,
Telefax 0732/77 14 70-15

Mag. ROYER Gregor,
Wels, Ringstraße 25,
Tel. 07242/581 20,
Telefax 07242/581 20-22,
e-mail: Eigner-Royer@via.at

Gründungen einer GesbR

Anwaltsbüro Dr. NUSSBAUMER Alois,
Dr. HOFFMANN Stefan,
Dr. HERZOG Thomas,
4840 Vöcklabruck, Stadtplatz 19,
Tel. 07672/72 60 70, 27 40 70
Telefax 07672/755 67
per 14. 4. 1999

Rechtsanwaltssozietät Dr. DENKMAYR &
Dr. SCHWARZMAYR,
5270 Mauerkirchen, Obermarkt 9,
Tel. 07724/60 00,
Telefax 07724/36 88
per 17. 3. 1999

Löschung einer GesbR

Dr. KAIBLINGER Josef,
Mag. ROYER Gregor, Gunskirchen,
wurde per 1. 4. 1999 aufgelöst

Änderung der Telefonnummer

Dr. HOLTER Otto em., Dr. WILDFELLNER
Gerald, Dr. HOLTER Klaus,
Dr. HOLTER Stefan, Grieskirchen,
Tel. 07248/665 55

Änderung der Telefaxnummer

Dr. HOFBAUER Edgar, Schwanenstadt,
Telefax 07673/30 74

Änderungen der e-mail-Adressen

Mag. HENGSTSCHLÄGER Martin,
Mag. LINDNER Rene, Dr. WÖß Alex-
ander, Mag. WINKLER Manfred, Linz,
e-mail: hengstschlaeger.lindner@
rechtsanwaelte.co.at
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Dr. BRÜNDL Peter, Dr. RACHBAUER
Gerlinde, Schärding,
e-mail: bruendl-rachbauer@aon.at

Dr. MAIER Hubert, Mauthausen,
e-mail: dr.hubert.maier@
rechtsanwaelte.co.at

Dr. HUFNAGL Franz, Gmunden,
e-mail: radrhufnagl@netway.at

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegungen

Mag. HUTER Alois,
5730 Mittersill, Zellerstraße 2,
Tel. 06562/52 75,
Telefax 06562/52 75-52,
per April 1999

Dr. EBERL Reinfried, 5020 Salzburg,
Nonntaler Hauptstraße 44,
Tel. 0662/82 55 11,
Telefax 0662/82 55 11-22,
e-mail: haslauer@vip.rdb.at,
per April 1999

Dr. HASLAUER Wilfried, 5020 Salzburg,
Nonntaler Hauptstraße 44,
Tel. 0662/82 55 11,
Telefax 0662/82 55 11-22,
e-mail: haslauer@vip.rdb.at,
per April 1999

Dr. HUBNER Robert, 5020 Salzburg,
Nonntaler Hauptstraße 44,
Tel. 0662/82 55 11,
Telefax 0662/82 55 11-22,
e-mail: haslauer@vip.rdb.at,
per April 1999

Namensänderung

Dr. PAUMGARTNER Wolfgang Maria,
5020 Salzburg, Alpenstraße 48a

Löschung einer GesbR

Dr. LORENZ Friedrich,
Dr. BÖNSCH Peter, Salzburg,
wurde im April 1999 aufgelöst

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. BUCHMÜLLER Manfred, Altenmarkt,
Telefax 06452/67 57-20

Dr. HAID Felix, Altenmarkt,
Telefax 06452/67 57-20

e-mail-Adressen

Dr. PAUMGARTNER Wolfgang Maria,
Salzburg,
e-mail: paumgartner@vip.rdb.at

Dr. STOCK Martin, Zell/See,
e-mail: office@stock.sbg.at

Austritt aus Kammersprengel Salzburg

Dr. BÖNSCH Peter

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritt

RAA Mag. HADENFELDT Kai, Salzburg
per 6. 4. 1999
bei Dr. Christian Mahringer, Salzburg

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GAAR Hermann,
8230 Hartberg, Preßlgasse 4,
Tel. 03332/616 70,
Telefax 03332/616 70-4,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 3. 5. 1999

Dr. SCHAFFER-HASSMANN Susanne,
8700 Leoben, Parkstraße 3,
Tel. 03842/430 68,
Telefax 03842/425 50,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 4. 1999

Mag. KLASNIG Wolfgang,
8111 Judendorf-Straßengel,
Gratweiner Straße 21,
Tel. 03124/541 40,
per 16. 4. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. Dr. SCHEDLBERGER Regina,
Graz, Andritzer Reichsstraße 19,
Tel. 0316/68 09 90,
Telefax 0316/68 09 90-9,
per 13. 4. 1999

Dr. RUDICH Walter,
Graz, Andritzer Reichsstraße 19,
Tel. 0316/68 09 90,
Telefax 0316/68 09 90-9,
per 13. 4. 1999

Löschung einer OEG

Rechtsanwaltspartnerschaft OCHSEN-
HOFER & KLIMBURG, Hartberg,
wurde per 31. 3. 1999 aufgelöst

Änderung der Telefaxnummer

Dr. BERGER Heinrich, Bruck/Mur,
Telefax 03862/566 81-88

e-mail-Adressen

Dr. AMMANN Walter, Frohnleiten,
e-mail: ra-ammann@rechtsanwaelte.
co.at

Mag. RIEGLER Siegfried,
Mag. RIEGLER Jasmine, Knittelfeld,
e-mail: advocat.riegler.@aon.at

Dr. GÖLLES Franz, Mag. PÖSCHL Robert,
Graz,
e-mail: goelles-poeschl@sime.com

Verzicht

Dr. EGER Heinz,
8010 Graz, Glacisstraße 69,
per 31. 3. 1999

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. LEITNER Wolfgang
per 15. 3. 1999
bei Dr. Horst Pechar, Weiz

RAA Dr. HOPFINGER Daniela
per 1. 4. 1999
bei Dr. Teja Kapsch, Graz

RAA Mag. NOVAK-KAISER Günter
per 1. 4. 1999
bei Dr. Jörg Herzog, Graz

RAA Mag. WITSCH Sonja
per 5. 4. 1999
bei Dr. Wolfgang Reinisch,
Bad Radkersburg

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. GEISLER Stefan,
6280 Zell am Ziller, Talstraße 4a,
Tel. 05282/41 44,
Telefax 05282/41 44-13,
e-mail: dengg-klaus@tirol.com,
per 26. 3. 1999
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Mag. GREDLER Markus,
6280 Zell am Ziller, Talstraße 4a,
Tel. 05282/41 44,
Telefax 05282/41 44-13,
e-mail: dengg-klaus@tirol.com,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 26. 3. 1999

Mag. PALL Hanno, 6300 Wörgl,
Josef-Speckbacherstraße 8,
Tel. 05332/231 00,
Telefax 05332/230 03,
per 26. 3. 1999

Dr. KAISER Katja,
6370 Kitzbühel, Kirchplatz 1,
Tel. 05356/626 82,
Telefax 05356/633 76,
per 20. 4. 1999

Kanzleisitzverlegung

Rechtsanwälte Dr. BRUNNER Horst,
Dr. STOCK Emilio,
Kitzbühel, Jochberger Straße 98,
Tel. 05356/727 28, 727 29
Telefax 05356/727 30

Gründung einer GesbR

Rechtsanwaltskanzlei Dr. DENGG Klaus,
Mag. GEISLER Stefan,
Mag. GREDLER Markus,
6280 Zell am Ziller, Talstraße 4a,
Tel. 05282/41 44,
Telefax 05282/41 44-13,
e-mail: dengg-klaus@tirol.com,
per 26. 3. 1999

e-mail-Adresse

Dr. PLOCHBERGER Hermann, Telfs,
e-mail: ra.plochberger@aon.at

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. OBERNBERGER Hans-Christian,
6700 Bludenz, Unterstein 8–14,
Tel. 05552/666 66,
Telefax 05552/666 66-55,
per 26. 3. 1999

Mag. PICHLER Klaus P.,
6850 Dornbirn, Schillerstraße 17,

Tel. 05572/204 64,
Telefax 05572/209 59,
per 30. 4. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. TSUKALAS Johannes,
Bludenz, Unterstein 8–14,
Tel. 05552/666 66,
Telefax 05552/666 66-55,
per 26. 3. 1999

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Dr. RODER Angelika M.
per 15. 2. 1999
bei Dr. Horst Lumper, Bregenz

RAA Mag. SCHREIBER Jochen
per 6. 4. 1999
bei Dr. Hans-Jörg Vogl, Feldkirch

Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Mag. ANDERL Claudia,
1010 Wien, Goldschmiedgasse 5,
Tel. 01/532 35 32,
Telefax 01/532 35 32-3,
per 12. 4. 1999

Mag. BECK Christoff,
1010 Wien, Laurenzerberg 2,
Tel. 01/515 50,
Telefax 01/515 50-50,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 4. 1999

Dr. FEDERSEL Alois,
1040 Wien, Brucknerstraße 4,
Tel. 01/505 78 61,
Telefax 01/505 78 61-9,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 17. 3. 1999

Dr. GRABHER Michael, 1010 Wien,
Helferstorferstraße 4/12,
Tel. 01/533 87 26-0,
Telefax 01/533 87 28-34,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 3. 1999

Dr. HECHT Michael,
1090 Wien, Porzellangasse 39,

Tel. 01/319 94 70,
Telefax 01/319 94 70-70,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 29. 3. 1999

Dr. HEID Stephan, 1010 Wien,
Bartensteingasse 2 und 4,
Tel. 01/409 76 09,
Telefax 01/409 76 09-30,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 17. 3. 1999

Mag. JAKAUBY Andreas,
1040 Wien, Paulanergasse 14/4,
Tel. 01/585 62 46,
Telefax 01/585 62 46-10,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 29. 3. 1999

Mag. KEIDER Klaus,
1010 Wien, Franziskanerplatz 5,
Tel. 01/512 10 62, 513 10 21,
Telefax 01/512 10 62-21,
korrespondiert in englischer, franzö-
sischer und italienischer Sprache,
per 12. 4. 1999

Dr. KONWITSCHKA Peter,
1014 Wien, Tuchlauben 13
(Eing. Kleeblattgasse 4),
Tel. 01/534 37-0,
Telefax 01/533 25 21,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 29. 3. 1999

Mag. KRATKY Martin,
1010 Wien, Museumstraße 4,
Tel. 01/523 12 54,
Telefax 01/526 39 84,
per 29. 3. 1999

Dr. MALAUN Rüdiger,
1010 Wien, Dr. Karl Lueger-Ring 12,
Tel. 01/533 47 95-0,
Telefax 01/533 47 97,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 5. 3. 1999

Mag. MÖDLAGL Thomas,
1010 Wien, Singerstraße 12,
Tel. 01/512 81 52, 512 81 53,
Telefax 01/513 40 43,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 12. 4. 1999
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Dipl.-Ing. Mag. NEUHAUSER Michael,
1010 Wien, Eßlinggasse 9,
Tel. 01/536 50-0,
Telefax 01/536 50-13,
korrespondiert in englischer,
italienischer und spanischer Sprache,
per 5. 3. 1999

Mag. ODER Martin,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 29. 3. 1999

Mag. PODOVSOVNIK Franz, 1010 Wien,
Habsburgergasse 6–8/16,
Tel. 01/533 20 02, 533 20 08,
Telefax 01/533 80 18,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 29. 3. 1999

Mag. SCHULZ August,
1070 Wien, Westbahnstraße 35A,
Tel. 01/523 26 74, 523 63 72,
Telefax 01/526 28 41,
per 12. 4. 1999

Dr. WOKALIK Heidemarie,
1030 Wien, Ungargasse 4,
Tel. 01/712 52 37,
per 17. 3. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Dr. DULLINGER Kurt,
1030 Wien, Weyrgasse 8,
Tel. 01/717 20,
Telefax 01/712 64 82,
per 1. 5. 1999

Dr. SCHIRNHOFER Nikolaus,1020 Wien,
Aspernbrückengasse 4/8A,
Tel. 01/212 86 39,
Telefax 01/212 86 41,
per 1. 5. 1999

Dr. AUER Horst, 1010 Wien,
Börsegasse 10 (Mezzanin),
Tel. 01/533 23 00,
per 1. 5. 1999

Mag. Dr. JUST Dirk,
1080 Wien, Florianigasse 54,

Tel. 01/409 77 51,
Telefax 01/409 77 52,
per 1. 5. 1999

Dr. ZANIER Hanno,
1010 Wien, Elisabethstraße 24/20,
Tel. 01/587 74 74,
Telefax 01/587 69 99,
per 1. 4. 1999

DDr. FREISSMUTH Wolf, 1010 Wien,
Palais Pallavicini, Bräunerstraße 11,
Tel. 01/513 32 10-0,
Telefax 01/513 32 10-10,
e-mail: wolflaw@via.at,
per 3. 5. 1999

Mag. STEINER Michael C.,
1160 Wien, Erdbrustgasse 52,
Handy 0676/515 60 03,
per 3. 5. 1999

Änderung der Telefonnummer

Dr. JANOVSKY Claus, Wien,
Tel. 01/587 92 83,
01/587 92 84 entfällt!

Änderungen der Telefaxnummern

Dr. KINZEL Dietmar, Wien,
Telefax 01/513 73 53-16

Dr. STARZER Robert, Wien,
Telefax 01/533 41 70-7

Mag. BENESCH Stefan, Wien,
Telefax 01/503 86 75 (zusätzlich)

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Mag. ANDERL Claudia, Wien,
Tel. 01/532 35 32
Telefax 01/532 35 32-3

e-mail-Adressen

Dr. DAUM Felix, Wien,
e-mail: walter@vip.at oder felix@vip.at

Mag. BENESCH Stefan, Wien,
e-mail: benesch@vienna.at

Namensänderungen

Mag. WRATZFELD Kurt,
nunmehr Dr. WRATZFELD Kurt

Dr. VARTYAN Claudine,
nunmehr Dr. VARTIAN Claudine

Verzicht

Dr. DÜRMAYER Evelyn, Wien,
per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Walther Leeb, Wien

Mag. MÜLLER Elisabeth, Wien,
per 31. 3. 1999,
mStv Dr. Gottfried Korn, Wien

Beschlüsse

Umbestellung des mStv

Der Ausschuß der RAK Wien hat über An-
trag vom 6. 4. 1999 den mit ha Beschluß
vom 23. 3. 1999, GZ 2148/99, für
den verst RA Dr. GNESDA Michael, szt
in 1040 Wien, Schwarzenbergplatz 10,
bestellten mStv Dr. Georg Walderdorff,
RA in 1030 Wien, Schwarzenbergplatz 7,
seines Amtes enthoben und an dessen
Stelle Dr. Maximilian Alexander Pflaum
und Dr. Josef Lachmann, beide RAe in
1010 Wien, Kärntner Ring 6, zu mStvn
bestellt.
Vom Ausschuß der Rechtsanwaltskammer
Wien wird gem § 70 Abs 1 DSt kund-
gemacht, daß in Abänderung seines
Beschlusses vom 3. 3. 1999 der Diszipli-
narrat der Rechtsanwaltskammer Wien
anstelle der bisher gem § 19 Abs 3 Z 1
lit d) DSt verhängten einstweiligen Maß-
nahme der vorläufigen Untersagung der
Ausübung der Rechtsanwaltschaft nun-
mehr gegen Dr. VALLENDER Michael, RA
in 1040 Wien, Paulanergasse 14/1/4,
als einstweilige Maßnahme a) gem § 19
Abs 3 Z 1 lit a DSt die Überwachung der
Kanzleiführung durch den Ausschuß der
Rechtsanwaltskammer Wien angeordnet
und b) ihm gem § 19 Abs 3 Z 1 lit b DSt
das Vertretungsrecht vor dem Landesge-
richt für Strafsachen Wien, allen diesem
nachgeordneten Bezirksgerichten in Straf-
sachen und allen diesen genannten Ge-
richten beigeordneten Anklagebehörden
sowie vor dem Bezirksgericht Klosterneu-
burg entzogen hat, dies längstens bis zur
rechtskräftigen Beendigung der ha zu D
25/99 ua anhängigen Disziplinarverfah-
ren. Der mit ha Beschluß vom 16. 3. 1999
bestellte mStv Dr. Armin Dallmann, RA in
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1040 Wien, Gußhausstraße 2, wird hier-
mit seines Amtes enthoben.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ASAMER Florian
per 23. 3. 1999
bei Dr. Veronika Cortolezis

RAA Mag. CELAR Michael
per 23. 2. 1999
bei Dr. Alois Obereder

RAA Mag. DIETRICH Otto
per 6. 4. 1999
bei Dr. Peter Huber

RAA Mag. DOMES Robert
per 23. 2. 1999
bei Dr. Michael Brunner

RAA Mag. DOTZAUER Silvia
per 23. 3. 1999
bei Dr. Karl Newole

RAA Mag. EBNER Alexander
per 23. 2. 1999
bei Dr. Harald Schmidt

RAA Dr. ECKSCHLAGER Johannes
per 23. 3. 1999
bei Dr. Christian Kuhn

RAA Mag. FREMUTH Alice
per 23. 3. 1999
bei Dr. Horst Ebhardt

RAA Mag. GÖTSCH Oliver
per 23. 3. 1999
bei Mag. Michael Pieler

RAA Mag. GOTTLIEB-ZIMMERMANN
Michael
per 23. 3. 1999
bei Dr. Michael Mathes

RAA Mag. HELD Eva Maria
per 23. 2. 1999
bei Prof. Dipl.-Ing. Mag. Andreas O.
Rippel

RAA Mag. HIRSCH Karin
per 23. 3. 1999
bei Dr. Hellmut Weiser

RAA Mag. HOBERSTORFER Roland
per 23. 2. 1999
bei Mag. Edgar Zrzavy

RAA Mag. HUSEK Irene
per 23. 2. 1999
bei Dr. Wolfgang Boesch

RAA Mag. KASCHL Philipp
per 23. 2. 1999
bei Dr. Karl Hempel

RAA Mag. KUZMANY Christina
per 6. 4. 1999
bei Dr. Erich Proksch

RAA Mag. LAMPL Brigitte
per 23. 2. 1999
bei Mag. Michael Lang

RAA Mag. LANGER Katharina
per 23. 2. 1999
bei Dr. Friedrich Spitzauer

RAA Mag. LEBERSORGER Sabine
per 23. 2. 1999
bei Dr. Eva Rieß

RAA Mag. LOTZ Martin
per 6. 4. 1999
bei Dr. Helga Wagner

RAA Dr. MARGREITER Andrea
per 23. 2. 1999
bei MMag. Dr. Hanno Wollmann

RAA Mag. MUSIL Verena
per 23. 3. 1999
bei Dr. Armin Bammer

RAA Mag. NEPRAUNIK Martin
per 9. 3. 1999
bei Dr. Axel Nepraunik

RAA Mag. PAYER Jürgen
per 23. 3. 1999
bei Dr. Alexander Milavec

RAA Dr. PETRIKIC Radivoje
per 23. 2. 1999
bei Dr. Peter Huber

RAA Mag. PIECHL Stefan
per 23. 2. 1999
bei Mag. Richard Regner

RAA Mag. PÖLLINGER Paul Philipp
per 6. 4. 1999
bei Dr. Hans Bichler

RAA Mag. PRÄGLER Hans-Peter
per 23. 2. 1999
bei Dr. Theresa Jordis

RAA Mag. RABL Thomas
per 23. 3. 1999
bei Dr. Thomas Talos

RAA Mag. REITBÖCK Georg
per 9. 3. 1999
bei Dr. Horst Reitböck

RAA Mag. RESCH Barbara
per 6. 4. 1999
bei Dr. Christian Tassul

RAA Mag. RIEDEL Laetizia
per 23. 3. 1999
bei Mag. Thomas Angermair

RAA Mag. SCHALLABÖCK Joachim
per 23. 2. 1999
bei Dr. Hans H. Schallaböck

RAA Dr. SCHASCHL Tatjana
per 23. 2. 1999
bei Dr. Johannes Reich-Rohrwig

RAA Mag. SMITH Susan Ambler
per 23. 2. 1999
bei Dr. Christian Herbst

RAA Mag. STEGER Alma
per 23. 3. 1999
bei Dr. Gerhard Benn-Ibler

RAA Mag. STERNAD Brigitte
per 23. 3. 1999
bei Dr. Anton Paul Schaffer

RAA Mag. TEMMEL Christian
per 23. 3. 1999
bei Dr. Horst Ebhardt

RAA Mag. TAUCHER Bernd
per 23. 3. 1999
bei Dr. Claudine Vartian

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. BRADACH Gernot
per 6. 4. 1999
bei Dr. Gerda Kostelka-Reimer

RiAA Mag. ENGELMANN Werner
per 9. 3. 1999
bei Dr. Klaus Hoffmann

RiAA Mag. KOFLER Hemma
per 9. 3. 1999
bei Dr. Tassilo Neuwirth

RiAA Mag. ZISAK Anja
per 6. 4. 1999
bei Dr. Wolfgang Putz
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Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/70 Bundesministerium für Justiz
GZ 10.001G/2-I 3/1999
Entwurf eines Aktienrückerwerbsgesetzes
Referent: Dr. Wolfgang Leitner
Stellungnahme abgegeben am: 3. 5. 1999

99/71 Bundesministerium für Finanzen
GZ 920.800/19-VII/A/6/99
Entwurf (des BMF) eines Bundesgesetzes, mit dem das BG
über dienstrechtliche Sonderregelungen für ausgegliederte
Einrichtungen zur Dienstleistung zugewiesene Beamte,
das Poststrukturgesetz und das Gehaltsgesetz 1956 ge-
ändert werden; vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/72 Bundesministerium für Finanzen
GZ 14 0403/1-IV/14/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Einkommen-
steuergesetz 1988, das Körperschaftsteuergesetz 1988,
das Umsatzsteuergesetz 1994, das Gebührengesetz
1957, das Versicherungssteuergesetz 1953, das Feuer-
schutzsteuergesetz 1952, das Kapitalverkehrsteuerge-
setz, das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955,
das Elektrizitätsabgabegesetz, das Erdgasabgabege-
setz, das Mineralölsteuergesetz 1995, das Investment-
fondsgesetz 1993 und die Bundesabgabenordnung
geändert werden und mit dem ein Bundesgesetz, mit
dem die Neugründung von Betrieben gefördert wird
(Neugründungs-Förderungsgesetz – NEUFÖG), einge-
führt wird, weiters das Gerichtsgebührengesetz, das
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversiche-
rungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversiche-
rungsgesetz und das Notarversicherungsgesetz 1972
geändert werden (Steuerreformgesetz 2000)
Referent: Dr. Benn-Ibler
Stellungnahme abgegeben am: 4. 5. 1999

99/73 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23 3500/4-V/14/99
Bundesgesetz, mit dem die Richtlinien 97/5/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Jänner
1997 über grenzüberschreitende Überweisungen und
die Richtlinie 98/26 EG des Europäischen Parlaments
und des Rates über die Wirksamkeit von Abrechnungen
in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungs-
system in österreichisches Recht implementiert, sowie
das BörseG 1989, das WAG und das BWG novelliert
werden
Referent: Dr. Wolfgang Leitner

99/75 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
GZ 15 4640/20-I/5/99
Verordnung des Bundesministers für Umwelt, Jugend und
Familie über die Festlegung der Qualität von Kraftstoffen
(Kraftstoffverordnung 1999); vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

99/77 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 61.102/2-3/99
Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit
und Soziales, mit der die VO über die Gesundheitsüber-
wachung am Arbeitsplatz (VGÜ) abgeändert wird; ver-
einfachtes Begutachtungsverfahren

99/78 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.155/1-11/99
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Kranken- und Unfall-
versicherungsgesetz (27. Novelle zum B-KUVG) und das
Karenzgeldgesetz geändert werden; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

99/80 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 40.101/7-7/99
Entwurf (des BMAGS) eines Bundesgesetzes, mit dem
das Bundesbehindertengesetz (BBG) geändert wird; ver-
einfachtes Begutachtungsverfahren

99/81 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.145/1-11/99
Entwurf (des BMAGS) eines Bundesgesetzes, mit dem
das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert wird
(23. Novelle zum BSVG); vereinfachtes Begutachtungs-
verfahren

99/83 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.135/2-11/99
Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche Sozialversiche-
rungsgesetz (24. Novelle zum GSVG) und das Allge-
meine Sozialversicherungsgesetz geändert werden
Referent: Dr. Grießer
Stellungnahme abgegeben am: 18. 5. 1999

99/84 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23 0000/37-V/14/99
Verordnung der Bundesregierung, mit der die II. Konten-
sperrverordnung (Anm: betrifft Libyen) aufgehoben wird;
vereinfachtes Begutachtungsverfahren

99/85 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.306/22-I/D/2/99
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über den akademischen Grad „Master of Ad-
vanced Studies (Gesundheitsmanagement)“; vereinfach-
tes Begutachtungsverfahren

99/86 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.305/24-I/D/2/99
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über die Verleihung der Bezeichnung „Lehrgang
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99/97 Bundesministerium für Finanzen
GZ 23 1009/11-V/14/99
Bundesgesetz, mit dem das Bankwesengesetz, das
Wertpapieraufsichtsgesetz, das Investmentfondsgesetz,
das Beteiligungsfondsgesetz, das Sparkassengesetz, das
Bausparkassengesetz, das Hypothekenbankengesetz,
das Pfandbriefgesetz, das Postsparkassengesetz, das
Nationalbankgesetz 1984 und die Gewerbeordnung
1994 geändert werden (Bankenaufsichtsbehördenge-
setz – BABG)
Referent: Dr. Wolfgang Leitner
Stellungnahme abgegeben am: 19. 5. 1999

99/98 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 5436/3-Pr/S/99
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Tierversuchs-
gesetz 1988 geändert wird; vereinfachtes Begutach-
tungsverfahren

99/99 Bundesministerium für Justiz
GZ 7.051C/50-I.2/1999
Bundesgesetz über elektronische Signaturen (Signatur-
gesetz – SigG)
Referent: Mag. Huemer
Stellungnahme abgegeben am: 2. 6. 1999

universitären Charakters“ und über die Bezeichnungen
„Akademische/r Leiter/in des Pflegedienstes“; verein-
fachtes Begutachtungsverfahren

99/87 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 58502/13-Z7/99 GZ 58112/5-Z7/99
Änderung des Luftfahrtgesetzes und des Flughafen-Bo-
denabfertigungsgesetzes
Referent: Dr. Kallan
Stellungnahme abgegeben am: 12. 5. 1999

99/88 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.308/55-I/D/2/99
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Kulturmanagement)“; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

99/90 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.306/25-I/D/2/99
Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und
Verkehr über den akademischen Grad „Master of Advan-
ced Studies (Informationsrecht und Rechtsinformation)“
Referent: Dr. Christian (ÖRAK)
Stellungnahme abgegeben am: 31. 5. 1999

99/91 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
Zl 32 3504/27-III/2/99
Bundesgesetz, mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz geän-
dert wird (Abfallwirtschaftsgesetz-Novelle 1999)
Referent: Dr. Hüttler
Stellungnahme abgegeben am: 26. 5. 1999

99/92 Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
GZ 11 4751/14-I/1/99
Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit
(Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz – UVP-G)
Referent: Dr. Hüttler
Stellungnahme abgegeben am: 27. 5. 1999

99/93 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten/
Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie
GZ 32.830/65-III/A/2/99 bzw 4121/34-I/1/99
Bundesgesetz, mit dem ein Umweltgesetz für Betriebs-
anlagen (UGBA) geschaffen wird und die Gewerbeord-
nung 1994 geändert wird
Referent: Dr. Hüttler
Stellungnahme abgegeben am: 27. 5. 1999

99/94 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/25-VI/B/12/99
Verordnung, mit der die Lebensmittelkennzeichnungs-
verordnung 1993 geändert wird; Entwurf; vereinfachtes
Begutachtungsverfahren

99/95 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 553.012/34-II/18/98
Entwurf zu einem Binnenschiffahrtsfondsgesetz; verein-
fachtes Begutachtungsverfahren
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Alpbacher Spezialkurs für
Europäische Integration 1999
Vortragende:
o. Univ.-Prof. DDDr. Waldemar Hummer, Institut für Völkerrecht,
Europarecht und Internationale Beziehungen, Universität Innsbruck
(Gesamtleitung)
o. Univ.-Prof. Dr. Michael Schweitzer, Lehrstuhl für Staats- und Ver-
waltungsrecht, Völkerrecht und Europarecht, Universität Passau

Programm Spezialkurs für
Europäische Integration 1999
(22. August bis 3. September 1999)

Veranstalter:
Österreichisches College in Zusammenarbeit mit der Universität
Innsbruck, Institut für Völkerrecht, Europarecht und Internationale
Beziehungen
Anmeldung (Anmeldeschluß: 31. Juli 1999):
Österreichisches College, 1030 Wien, Invalidenstraße 5/7
Internet: www.forum-alpbach.at
Kurskosten:
Teilnahmegebühr (bei Bezahlung bis 30. Juni 1999):
S 12.000,– E 872,07
Teilnahmegebühr (bei Bezahlung ab 1. Juli 1999):
S 12.500,– E 908,41

22. Aug.: 18.00–19.00 Uhr Eröffnung – Vorstellung

9.15–12.00 Uhr 13.30–15.00 Uhr
23. Aug. Geschichte der europ.

Integration
Österreichs Weg in die
EU – FHA 1972, EWR 1994,
Beitritt 1995

24. Aug. Europäische Union:
Begriff, Aufbau und Struktur

Europäische Union:
Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik

25. Aug. Europäische Union:
Polizeiliche und justitielle Zu-
sammenarbeit in Strafsachen

Die Unionsbürgerschaft

26. Aug. Europäische Gemeinschaften:
Begriffe, Rechtsgrundlagen,
Organe

Europäische Gemeinschaften:
Organe

27. Aug. Europäische Gemeinschaften:
Rechtsetzung

Europäische Gemeinschaften:
Rechtsetzung

28. Aug. Europäische Gemeinschaften:
Vollziehung und
Rechtsprechung

frei

29. Aug. frei frei
30. Aug. Binnenmarkt Binnenmarkt
31. Aug. Vollzugsprobleme Vollzugsprobleme
1. Sept. Ausgewählte Judikaturanalyse Der Vertrag von Amsterdam
2. Sept. Der Vertrag von Amsterdam frei
3. Sept. Prüfung Abreise

Alpbacher Perfektionskurs
für Europarecht 1999
Vortragende:

o. Univ.-Prof. DDDr. Waldemar Hummer, Institut für Völkerrecht,
Europarecht und Internationale Beziehungen, Universität Innsbruck
(Gesamtleitung)

o. Univ.-Prof. Dr. Michael Schweitzer, Lehrstuhl für Staats- und Ver-
waltungsrecht, Völkerrecht und Europarecht, Universität Passau

Programm Perfektionskurs für Europarecht 1999
(16. bis 20. August 1999)

Veranstalter:

Österreichisches College in Zusammenarbeit mit der Universität
Innsbruck, Institut für Völkerrecht, Europarecht und Internationale
Beziehungen

Anmeldung (Anmeldeschluß: 20. Juli 1999):

Österreichisches College, 1030 Wien, Invalidenstraße 5/7

Internet: www.forum-alpbach.at

Kurskosten:

Teilnahmegebühr (bei Bezahlung bis 30. Juni 1999):
S 7000,– E 508,71

Teilnahmegebühr (bei Bezahlung ab 1. Juli 1999):
S 7500,– E 545,05

Univ.-Prof. DDDr. Waldemar Hummer

English for Lawyers
In Cambridge, England, werden in den Sommermonaten Englisch-
kurse angeboten, die auf die speziellen Bedürfnisse von Rechtsan-
wälten zugeschnitten sind. Nähere Informationen im Internet unter
der Adresse http://www.hawksmere.co.uk.

16. Aug.: 20.30–21.30 Uhr Eröffnung – Vorstellung

9.00–12.00 Uhr 13.30–16.30 Uhr
17. Aug. Methodik der europarecht-

lichen Fallösung
Rechtsquellen des Gemein-
schaftsrechts: ausgewählte
Judikatur

18. Aug. Binnenmarkt:
ausgewählte Judikatur

Vollzugsprobleme des
Gemeinschaftsrechts:
ausgewählte Judikatur

19. Aug. Völkerrechtliche Verträge
der Gemeinschaften:
ausgewählte Judikatur

Grundrechtsschutz in der
Europäischen Union:
ausgewählte Judikatur

20. Aug. Recht der Europäischen Union
und österreichisches Recht

Neueste Judikatur mit speziel-
lem Bezug zu Österreich
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Disziplinarrecht
7592

§ 2 RL-BA – Druckausübung
Wenn ein Anwalt in einem Brief an den Gegner
des Mandanten schreibt, daß er den Inhalt eines
Telefonats mit dessen Ehegattin „an die Betriebs-
prüfungsabteilungen des FA und der Sozialversi-
cherungsanstalten“ zur weiteren Veranlassung
weiterleiten werde und zeitgleich die betreffende
Klage an das Arbeits- und Sozialgericht abfer-
tigt, kann in der Mitteilung nicht die Ausübung
ungerechtfertigten Druckes erblickt werden.

OBDK 22. 2. 1999, 6 Bkd 7/98

Aus den Gründen:

Gem § 2 RL-BA darf der RA nur solche Mittel anwenden, die mit
Gesetz, Anstand und Sitte vereinbar sind. Er darf weder Ansprüche
mit unangemessener Härte verfolgen noch sachlich nicht gerecht-
fertigte Druckmittel ankündigen oder anwenden.

Der rechtlich nicht unbedenkliche Vergleichsvorschlag der X-Unter-
nehmensberatungs GmbH erlaubte jedenfalls die sofortige Klags-
führung, die demnach nicht als Anspruchsverfolgung mit unange-
messener Härte zu beurteilen ist.

Unabhängig von einer zulässigen Rechtsverfolgung steht es jeder-
mann und auch einem RA frei, ihm oder seinem Mandanten be-
denklich erscheinende Vorgänge der Behörde anzuzeigen. Die
Verständigung des Betroffenen über eine solche Anzeige ist jeden-
falls unter der Voraussetzung nicht verboten, daß durch diese Ver-
ständigung der Betroffene nicht zu einer bestimmten Handlungs-
weise veranlaßt werden soll, was letzteres nach den Umständen
des Einzelfalles eine unzulässige Druckausübung sein könnte.

Im hier zu beurteilenden Fall hat der DB zeitgleich mit dem Brief
vom 20. 6. 1996 die Klage an das Arbeits- und Sozialgericht
abgefertigt. Er hat mit dem inkriminierten Passus offensichtlich die
Gegenseite zu keiner bestimmten Handlungsweise veranlassen
wollen. Die Ausübung ungerechtfertigten Druckes kann demnach
dem DB nicht vorgeworfen werden. Er war daher von dem gegen
ihn erhobenen Vorwurf freizusprechen.

In seiner Berufung macht der KA geltend, für jeden unbefangenen
Leser des Schreibens vom 20. 6. 1996 und damit auch für den
Empfänger Dr. A könne kein Zweifel bestehen, daß die Ankündi-
gung der Verständigung der genannten Betriebsprüfungsabteilun-
gen durch den Besch im Zusammenhang mit der Verfolgung der
Ansprüche dessen Klientin entstand und allein den Zweck verfolgte,
dem Klagebegehren, also dem Verlangen der Klientin nach Bezah-
lung des geltendgemachten Betrages, Nachdruck zu verleihen.

Hiemit bekämpft der KA tatsächlich die vom DR – wenn auch erst
in seiner rechtlichen Beurteilung – getroffene Feststellung, der DB
habe mit dem inkriminierten Passus die Gegenseite nicht zu einer
bestimmten Handlungsweise veranlassen wollen.
Tatsächlich wird mit der Berufung des KA somit die Beweiswürdi-
gung des DR bekämpft.
Gewiß hätte der DR aufgrund der vorliegenden Beweisergebnisse
bei seiner Beweiswürdigung – etwa aufgrund des Umstandes, daß
die angekündigten Anzeigen tatsächlich nicht eingebracht wur-
den – zu anderen Feststellungen gelangen können. Dies allein
bedeutet jedoch nicht, daß das RM des KA erfolgreich sein muß.
Nach Auffassung der OBDK hat der DR nicht den Rahmen zulässi-
ger Beweiswürdigung überschritten, sodaß die OBDK die Feststel-
lungen des DR übernimmt.
Ausgehend von der Feststellung des DR, daß der DB mit dem inkri-
minierten Passus die Gegenseite zu keiner bestimmten Handlungs-
weise veranlassen wollte, erweist sich der Freispruch aber als
berechtigt.

Anmerkung:
Ob der Briefschreiber den Gegner oder dessen Ehegattin durch
die Ankündigung der „Weiterleitung“ eines Telefonatinhaltes an
FA und Sozialversicherung unter Druck setzen wollte, betrifft einer-
seits die Schuldform und ist andererseits nicht vom Standpunkt
des Briefschreibers, sondern jenem des Empfängers zu beurteilen
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(„Empfänger-Horizont“), also Rechtsfrage, weil Bedeutung und
Wirkung des Inhaltes einer Urkunde aus ihrem Inhalt ausgelegt
wird. Der Inhalt ist zweifellos geeignet, beim Empfänger, dem
offensichtlich „Fehler“, die sich abgaben- und sozialversicherungs-
rechtlich auswirken, vorgeworfen werden, mehr als nur Unlust-
gefühle hervorzurufen. Bei objektiver Betrachtung kann er sich sehr
wohl unter Druck gesetzt fühlen.
Weil aber der Besch die angekündigte Vorgangsweise weder als
Verzugsfolge einer Leistungsverweigerung angedroht hat, noch
abgewartet hat, welchen Eindruck und Reaktion die Ankündigung
beim Empfänger bewirkt hat, sondern sofort die Klage an das
Arbeits- und Sozialgericht abgefertigt hat, hat er nicht nur gedroht,
sondern gleich gehandelt. So gesehen war der inkriminierte Passus
möglicherweise auf Herbeiführung von Unlustgefühlen des Emp-
fängers geradezu abgestellt (was an sich nicht disziplinär ist), aber
Druck lag darin keiner, weil der Empfänger ohnehin gleichzeitig
geklagt wurde. Das ist im Ergebnis das gleiche wie die Feststellung,
der Besch habe mit dem inkriminierten Passus den Gegner nicht zu
einer bestimmten Handlungsweise veranlassen wollen. Daher kann
man dem Freispruch beipflichten.

Strigl

Standesrecht
7593

§ 2 RAO – Anrechnungsbescheid und ReAA-Liste
Durch die Abweisung seiner Berufung durch die
OBDK, in der der Berufungswerber vergeblich die
Anerkennung seiner Tätigkeit in einer Anwalts-
kanzlei in New York bzw deren Filialkanzlei in
Frankfurt als praktische Verwendung „bei einem
RA“ iS § 2 Abs 2, 2. Satz RAO haben wollte,
wurde er weder in einem verfassungsgesetzlich
gewährleisteten Recht noch wegen Anwendung
einer rechtswidrigen generellen Norm in seinen
Rechten deswegen verletzt, weil ein solcher Fest-
stellungsbescheid von ihm als Extraneus, also
von einer Person beantragt worden war, die
nicht ReAA oder bei der FinProk tätiger Jurist ist
oder war.

VfGH 16. 12. 1998, B 261/97, OBDK 4. 11. 1996, Bkv 5/96

Aus den Entscheidungsgründen:

Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf ein Verfahren
vor dem gesetzlichen Richter wird durch den Bescheid einer Ver-
waltungsbehörde verletzt, wenn die Behörde eine ihr gesetzlich
nicht zukommende Zuständigkeit in Anspruch nimmt oder in

gesetzwidriger Weise ihre Zuständigkeit ablehnt (vgl zB VfSlg
8828/1980), etwa, wenn die Behörde einen antragsbedürftigen
B erläßt, ohne daß ein Antrag der Partei vorliegt (vgl zB VfSlg
5163/1965, 5419/1966).

Hier sind zumindest in erster und letzter Instanz die zuständigen
Behörden, nämlich die Abteilung II des Ausschusses der RAK sowie
die OBDK eingeschritten. Die Frage nach der Gesetzmäßigkeit
des Einschreitens des Ausschusses der RAK (Plenum) als Mittel-
instanz kann hier ungeprüft auf sich beruhen, weil nach der Recht-
sprechung des VfGH selbst eine gesetzwidrige Einbindung dieser
Behörde in das Verfahren in Form der Hinzufügung als weitere
Instanz das Grundrecht des Art 83 Abs 2 B-VG nicht verletzt hätte
(vgl VfSlg 9169/1981, 9776/1983).

Da die bel Beh in Wahrheit eine Sachentscheidung getroffen hat,
ist es unter dem Blickwinkel des verfassungsgesetzlich gewährlei-
steten Rechtes auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter uner-
heblich, welcher prozeßtechnischer Mittel sie sich hiebei bediente
und ob sie richtig entschied.

Der Bf ist sohin durch den B vom 4. 11. 1996 nicht in diesem Recht
verletzt worden.

Bei der verfassungsrechtlichen Unbedenklichkeit der den ange-
fochtenen B tragenden Rechtsgrundlagen, die auch vom Bf nicht in
Zweifel gezogen werden, könnte der Bf im verfassungsgesetzlich
gewährleisteten Gleichheitsrecht nur durch eine willkürliche Geset-
zesanwendung bzw durch Unterstellung eines gleichheitswidrigen
Inhaltes verletzt worden sein.

Derartige schwerwiegende, in die Verfassungssphäre reichende
Fehler sind der bel Beh aber nicht anzulasten:

Es ist jedenfalls die Annahme vertretbar, daß nach der RAO
jemand erst mit der Eintragung in die Liste der ReAA zum ReAA im
funktionellen Sinn wird und daher die RAK die gesetzlichen inhalt-
lichen Voraussetzungen für die Erlassung eines Feststellungsbe-
scheides über die Anrechung einer „zur Ausübung der RA-schaft
erforderlichen praktischen Verwendung“ iSd § 2 RAO zu Recht
verneinen durfte, wenn ein solcher Feststellungsbescheid von einem
Extraneus, also von einer Person, die nicht ReAA (oder ein bei der
Finanzprokuratur tätiger Jurist) ist oder war, beantragt wird.

Der Bf ist sohin durch den angefochtenen B auch nicht im Gleich-
heitsrecht verletzt worden.

Anmerkung:

Die betreffende OBDK-Entscheidung ist in AnwBl 1997, 140 veröf-
fentlicht.

Der VfGH hat einmal mehr bestätigt, daß es auch dann ein Entzug
des Rechtes auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter ist,
wenn die Behörde in gesetzwidriger Weise ihre Zuständigkeit
ablehnt. Wenn die Behörde aber in ihrer Entscheidung ohne Rück-
sicht auf das „prozeßtechnische Mittel“ einer Zurückweisung inhalt-
lich in Wahrheit eine Sachentscheidung traf, weil sie in der Beru-
fungsentscheidung näher ausführte, daß es (auch) an den sachli-
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chen Voraussetzungen für die Veranlassung des begehrten Feststel-
lungsbescheides gefehlt habe und die Unterinstanzen daher das
Begehren schon aus diesem Grund zutreffend „abgelehnt“ haben,
ist es unerheblich, ob die Berufung zurückgewiesen oder abgewie-
sen hätte werden müssen.
Interessant ist auch, daß es laut VfGH genügt, daß in erster oder
letzter Instanz die zuständigen Behörden (die Abteilung des Aus-
schusses und die OBDK) eingeschritten sind und daß die Gesetz-
mäßigkeit des Einschreitens des Ausschuß-Plenums als Mittelin-
stanz ungeprüft auf sich beruhen könne, ohne das Grundrecht des
Art 83 Abs 2 BVG zu verletzen.

Strigl

Gebühren- und Steuerrecht
7594

§ 250 Abs 1 lit b und lit c, § 275 BAO
Das ausdrückliche Begehren der „ersatzlosen
Behebung“ eines Abgabenbescheides in einer
Berufung ist eine ausreichende Erklärung iSd
§ 250 Abs 1 lit b und lit c BAO.

VwGH 30. 9. 1998, 93/13/0258

Spruch: Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes.

Aus den Gründen:

Wenn eine Berufung nicht den im § 250 Abs 1 oder Abs 2 erster
Satz BAO umschriebenen Erfordernissen entspricht, so hat die
Abgabenbehörde erster Instanz gem § 275 BAO dem Berufungs-
werber die Behebung dieser inhaltlichen Mängel mit dem Hinweis
aufzutragen, daß die Berufung nach fruchtlosem Ablauf einer
gleichzeitig zu bestimmenden angemessenen Frist als zurückge-
nommen gilt.
Gem § 250 Abs 1 BAO hat eine Berufung unter anderem die
Erklärung zu enthalten, in welchen Punkten der Bescheid angefoch-
ten wird und welche Änderungen beantragt werden.
Der Bf hat in allen seinen Berufungen betreffend die Umsatzsteuer,
Einkommensteuer und Gewerbesteuer für die Jahre 1983 bis
1987 den Antrag gestellt, in Stattgebung der Berufung wolle:
„1. der angefochtene Bescheid dahingehend abgeändert werden,
daß er ersatzlos behoben wird und die vorgeschriebenen Abga-
ben auf Null gestellt werden; in eventu der bekämpfte Bescheid
behoben, neuerliche Erhebungen angestellt und danach eine noch-
malige Entscheidung getroffen werden; . . .“
Der letzte (maßgebende) Mängelbehebungsauftrag lautete:
„Es fehlt eine konkrete Erklärung, welche Änderungen hinsichtlich
der Bemessungsgrundlagen beantragt werden. Für die Jahre 1983
bis 1987 sind den Formvorschriften der BAO entsprechende

Steuererklärungen nachzureichen.“ (Zitat unter Weglassung gram-
matikalischer Fehler).
Die bel Beh irrt, wenn sie meint, das ausdrückliche Begehren der
ersatzlosen Behebung eines Abgabenbescheides sei keine aus-
reichende Erklärung iSd § 250 Abs 1 lit b und c BAO. Ein solches
Begehren zielt darauf ab, daß von der Erlassung eines Abgaben-
bescheides überhaupt Abstand genommen wird. Eine Erklärung,
welche Änderungen hinsichtlich der Bemessungsgrundlage bean-
tragt werden, kann begrifflich nicht abgegeben werden, weil ein
nicht zu erlassender Abgabenbescheid keine Abgabenbemes-
sungsgrundlage haben kann. Mit dem zusätzlichen Begehren, die
vorgeschriebenen Abgaben mögen „auf Null gestellt werden“, hat
der Bf mit hinreichender Deutlichkeit zum Ausdruck gebracht, daß
seiner Ansicht nach keine Abgaben vorzuschreiben wären. Was
bei einem solchen Begehren fehlt, ist die Begründung (§ 250
Abs 1 lit d BAO); eine solche wurde vom Bf jedoch entgegen der
Vorschrift des § 275 BAO nicht verlangt.
Jene Mängel, deren Behebung dem Bf aufgetragen wurde, lagen
demnach nicht vor, sodaß das diesbezügliche Untätigbleiben des
Bfs die Erlassung eines Bescheides, mit dem die Berufungen als
zurückgenommen erklärt wurde, nicht rechtfertigte. Jener Mangel,
der den Berufungen gegen die Abgabenbescheide tatsächlich
anhaftete, nämlich das Fehlen einer Begründung, wurde nicht zum
Gegenstand eines Mängelbehebungsauftrages gemacht, sodaß
auch die Rechtsfolge des § 275 BAO nicht zum Tragen kommen
konnte.
Daß das Eventualbegehren in den Berufungen des Bf auf Wieder-
holung des Ermittlungsverfahrens und Erlassung neuer Abgaben-
bescheide nicht den Vorschriften des § 250 Abs 1 lit b und c BAO
entsprach, ändert an diesem Ergebnis nichts, weil eine Vorgangs-
weise gem § 275 BAO schon dann nicht mehr in Betracht kommt,
wenn eine Berufung ein Anfechtungssubstrat enthält, welches unab-
hängig von einem allfälligen weiteren Vorbringen einer meritori-
schen Berufungserledigung zugänglich ist.
Da die bel Beh dies verkannte, war der angef B wegen Rechtswid-
rigkeit seines Inhaltes gem § 42 Abs 2 Z 1 VwGG aufzuheben.
Mit Rücksicht auf das Verhalten des Bfs im Verwaltungsverfahren
sieht sich der Gerichtshof noch zu folgenden Ausführungen veran-
laßt: Ein Abgabepflichtiger, der sich, wie der Bf, beharrlich (viele
Jahre hindurch und trotz zahlreicher „Erinnerungen“) weigert, sei-
ner Abgabenerklärungs- und Offenlegungspflicht (§§ 119 und 133
BAO) nachzukommen und auf diesem Gebiet völlig untätig bleibt,
verstößt damit nicht nur grundlegend gegen die genannten gesetz-
lichen Verpflichtungen, was dazu führt, daß die Abgabenbehörde
zur Schätzung der Abgabenbemessungsgrundlagen berechtigt und
verpflichtet ist (§ 184 BAO); er setzt damit auch ein Verhalten, das
geeignet ist, den Eindruck zu erwecken, er strebe eine derartige
Schätzung in der Erwartung an, diese könnte sich für ihn vorteilhaf-
ter erweisen, als es bei Offenlegung aller abgabenrechtlich rele-
vanten Fakten der Fall wäre.
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Anmerkung:
1. Dem Erk liegt der Sachverhalt zugrunde, daß ein Steuerpflichti-
ger die Abgabenerklärungen für Umsatz-, Einkommen- und Gewer-
besteuer der Jahre 1983 bis 1987 mehrere Jahre hinauszögerte.
Schließlich nahm das FA eine Schätzung der Besteuerungsgrund-
lagen gem § 184 BAO vor. Dem Steuerpflichtigen gelang eine
erneute Verzögerung des Abgabenverfahrens, indem er gegen den
Bescheid des FA Berufung erhob. Da die Berufung aus der Sicht
der Behörde mangelhaft war und deswegen eine Zurückweisung
nicht in Betracht kommt, sondern gem § 275 BAO auch bei inhalt-
lichen Mängeln stets ein Mängelbehebungsauftrag zu erlassen ist
(siehe nunmehr auch § 13 Abs 3 AVG idF BGBl I 1998/158), trug
ihm die Behörde die Verbesserung auf. Die Abgabenbehörden
sprachen mehrmals bescheidmäßig die Zurücknahme der Beru-
fung gem § 275 BAO aus und der Steuerpflichtige erhob dagegen
mehrmals Berufung. Die Verzögerung veranlaßte den VwGH
schließlich auch zu seinem ungewöhnlichen obiter dictum über das
Verhalten des Steuerpflichtigen, das für die Begründung des Erk
aber nicht weiter relevant ist.
2. Der VwGH hob den angefochtenen Bescheid auf. Es ist dem
Gerichtshof darin zuzustimmen, daß ein Antrag auf „ersatzlose
Behebung“ des Bescheides ein hinreichendes Berufungsbegehren
gem § 250 Abs 1 lit b und c BAO enthält. Das Erk setzt die bishe-
rige Judikatur fort, nach der es ausreicht, wenn gem § 250 Abs 1
lit b BAO ein Bescheid „in seinem gesamten Umfang“ angefochten
wird (Ritz, BAO2 § 250 Rz 10) und die beantragten Änderungen
gem § 250 Abs 1 lit c BAO nicht ziffernmäßig bestimmt sein müs-
sen, soweit der Inhalt der beantragten Änderungen auf andere
Weise bestimmbar ist (Ritz, BAO2 § 250 Rz 12).

Christoph Urtz

7595

§ 303 Abs 4 BAO
1. Im Rahmen der Ermessensentscheidung gem
§ 303 Abs 4 BAO sind auch die Interessen des
Abgabepflichtigen zu berücksichtigen. Je mehr
die festgestellten Wiederaufnahmegründe in ih-
ren steuerlichen Auswirkungen von jenen [steu-
erlichen Auswirkungen] abweichen, die sich ins-
gesamt als Folge der Wiederaufnahme eines
Verfahrens ergeben, desto mehr Gewicht ist den
rechtlichen Interessen des Abgabepflichtigen am
Weiterbestand des bisher erlassenen rechtskräf-
tigen Bescheides zuzumessen (21. 12. 1989, 86/
14/0180).

2. Da eine geänderte rechtliche Beurteilung eines
bereits bekannten Sachverhaltes bzw eine geän-

derte Rechtsauffassung keinen Wiederaufnahms-
grund darstellen, müssen die damit verbunde-
nen steuerlichen Auswirkungen ins Verhältnis zu
jenen gesetzt werden, die unmittelbar auf das
Hervorkommen von Wiederaufnahmsgründen
zurückzuführen sind. Nur eine solche Interessen-
abwägung bezieht auch das schutzwürdige Ver-
trauen des Abgabepflichtigen in die Beständig-
keit individueller normativer Akte in die Ermes-
sensübung mit ein.

VwGH 27. 8. 1998, 93/13/0023

Spruch: Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes.

Aus den Gründen:

Die Bf bekämpfen die Wiederaufnahme der Einkommensteuerver-
fahren für die Jahre 1983 bis 1985 mit dem Argument, die bel
Beh habe von dem ihr diesbezüglich eingeräumten Ermessen in
rechtswidriger Weise Gebrauch gemacht bzw keine ausreichen-
den Gründe für ihre Ermessensentscheidung dargelegt.

Diese Rüge ist insofern berechtigt, als die bel Beh bei ihrer Ermes-
sensübung tatsächlich von einer unrichtigen Rechtsauffassung aus-
gegangen ist. Sie vertritt nämlich im angef B die Rechtsansicht,
daß von einer amtswegigen Wiederaufnahme des Verfahrens nur
dann in Ausübung des Ermessens Abstand zu nehmen sei, wenn
die steuerlichen Auswirkungen insgesamt also unter Einbeziehung
aller im wiederaufzunehmenden Verfahren zu berücksichtigenden
Fakten und rechtlichen Erwägungen nur geringfügig wären. Hin-
gegen sei dem Verhältnis der steuerlichen Auswirkungen der Wie-
deraufnahmsgründe zum erklärten Gewinn keine Bedeutung beizu-
messen.

Damit verkennt die bel Beh jene Kriterien, an denen sich ihre
Ermessensentscheidung zu orientieren hat. Insbesondere verkennt
sie, daß im Rahmen der Ermessensentscheidung auch die recht-
lichen Interessen des jeweiligen Abgabepflichtigen zu berücksich-
tigen sind. Je mehr die festgestellten Wiederaufnahmsgründe in
ihren steuerlichen Auswirkungen von jenen abweichen, die sich
insgesamt als Folge der Wiederaufnahme eines Verfahrens erge-
ben, desto mehr Gewicht ist den rechtlichen Interessen des Abga-
bepflichtigen am Weiterbestand des bisher erlassenen rechtskräfti-
gen Bescheides zuzumessen (vgl das Erk 21. 12. 1989, 86/14/
0180). Wäre demgegenüber nur dann von einer Wiederaufnahme
des Verfahrens Abstand zu nehmen, wenn die steuerlichen Auswir-
kungen auf die neu zu erlassenden Sachbescheide in ihrer Gesamt-
heit nur geringfügig wären, so wäre wohl auch das Interesse des
Abgabepflichtigen am Weiterbestand der bisherigen Bescheide
gering. Zu einer Interessenabwägung, wie sie eine Ermessensent-
scheidung gebietet, bliebe nur wenig Raum.
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Da eine geänderte rechtliche Beurteilung eines bereits bekannten
Sachverhaltes bzw eine geänderte Rechtsauffassung keinen Wie-
deraufnahmsgrund darstellen, müssen die damit verbundenen steu-
erlichen Auswirkungen ins Verhältnis zu jenen gesetzt werden, die
unmittelbar auf das Hervorkommen von Wiederaufnahmsgründen
zurückzuführen sind. Nur eine solche Interessenabwägung bezieht
auch das schutzwürdige Vertrauen des Abgabepflichtigen in die
Beständigkeit individueller normativer Akte in die Ermessensübung
mit ein.
Für ein derartiges Verständnis spricht auch der Umstand, daß der
Gesetzgeber in § 307 Abs 2 BAO sogar für jene Fälle einen in die-
selbe Richtung weisenden Vertrauensschutz anordnet, bei denen
eine Wiederaufnahme des Verfahrens vorzunehmen ist. Nach die-
ser Bestimmung darf nämlich der Sachentscheidung eine seit Erlas-
sung des früheren Bescheides eingetretene Änderung der Rechts-
auslegung, die sich auf ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts-
hofes oder des Verwaltungsgerichtshofes oder auf eine allgemeine
Weisung des Bundesministeriums für Finanzen stützt, nicht zum
Nachteil der Partei berücksichtigt werden. Der Gerichtshof ver-
kennt dabei nicht, daß die dort normierten Voraussetzungen für
das Verbot der Berücksichtigung einer geänderten Rechtsaus-
legung im wiederaufgenommenen Verfahren zum Nachteil der
Partei qualifizierter gestaltet sind, als das bloße Abgehen von
einer Rechtsansicht, die die Abgabenbehörde selbst als unzutref-
fend erkennt; als Hinweis auf jene Kriterien, die im Bereich des
Vertrauensschutzes bei der Ermessensübung zu berücksichtigen
sind, kommt aber auch dem Vertrauen auf ein rechtsrichtiges Ver-
halten der Abgabenbehörde im abgeschlossenen Verfahren Be-
deutung zu.
Damit soll allerdings keinesfalls gesagt sein, daß ein Auseinan-
derklaffen der steuerlichen Auswirkungen, die unmittelbar auf
Wiederaufnahmsgründe zurückzuführen sind, von solchen, die
auf einer geänderten Rechtsansicht beruhen, regelmäßig einer
Wiederaufnahme des Verfahrens entgegenstehen. Die Abgaben-
behörde hat sich mit diesem Umstand lediglich im Rahmen ihrer
Ermessensübung sachlich auseinanderzusetzen. Dabei wird ins-
besondere dem Gesamtverhalten des Abgabepflichtigen Gewicht
beizumessen sein. Eine offenkundige Abgabenverkürzungsab-
sicht des Abgabepflichtigen wird ebenso zu berücksichtigen sein,
wie dessen Bestreben, den Sachverhalt oder die rechtliche Situa-
tion in einer Weise darzustellen, die zwar nichts verschweigt,
aber dennoch geeignet ist, der Abgabenbehörde einen falschen
Eindruck von der rechtlichen Relevanz des Geschehens zu vermit-
teln.
Im Beschwerdefall hat die bel Beh Wiederaufnahmsgründe festge-
stellt, die folgende Auswirkungen auf die Steuerbemessungsgrund-
lage hatten:
1983 ca S 34.000,–
1984 ca S 9.000,–
1985 ca S 8.000,–.

Die steuerlichen Auswirkungen betrugen demnach grob geschätzt
zwischen S 4.000,– (1985) und S 17.000,– (1983).

Es kann dahingestellt bleiben, ob der in der Einkommensteuererklä-
rung 1983 nicht erklärte PKW-Verkauf (S 22.000,–) als Wieder-
aufnahmsgrund in Betracht kam, obwohl er in der Umsatzsteuer-
erklärung 1983 enthalten war – darauf ist der gegenüber den
anderen Jahren deutlich erhöhte Hinzurechnungsbetrag von insge-
samt S 34.000,– zurückzuführen –, weil auch unter Einbeziehung
dieses Faktums in die Wiederaufnahmsgründe deren steuerliche
Auswirkung stark von jenen abwich, die auf die Versagung des
begünstigten Steuersatzes gem § 37 EStG 1972 infolge einer
von den Erstbescheiden abweichenden Rechtsauffassung zurück-
zuführen waren; diese betrugen nämlich für das Jahr 1983 ca
S 725.000,–, für das Jahr 1984 ca S 403.000,– und für das Jahr
1985 ca S 780.000,– (jeweils grob mit dem Doppelten des
ursprünglich begünstigt ermittelten Steuerbetrages angesetzt).

Angesichts dieser Sach- und Rechtslage wäre die bel Beh ver-
pflichtet gewesen, ihre Ermessensentscheidung betreffend die Wie-
deraufnahme der Verfahren eingehender iSd obigen Ausführungen
zu begründen. Der Hinweis auf den Vorrang der Rechtsrichtigkeit
gegenüber der Rechtsbeständigkeit und das Postulat der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung aller Abgabepflichtigen war für sich
allein nicht geeignet, die Ermessensentscheidung zu tragen.

Soweit der angef B daher die Wiederaufnahme der Einkommen-
steuerverfahren für die Jahre 1983 bis 1985 betrifft, war er wegen
inhaltlicher Rechtswidrigkeit gem § 42 Abs 2 Z 1 VwGG aufzu-
heben, weil die bel Beh ihrer Ermessensentscheidung eine unrich-
tige Rechtsansicht zugrunde gelegt hat. Damit verlieren aber
auch die entsprechenden Sachbescheide ihre Rechtsgrundlage,
was ebenfalls zu ihrer Aufhebung durch den Gerichtshof führen
mußte. Eine Auseinandersetzung mit dem weiteren Beschwerde-
vorbringen, einem Teil der festgestellten Wiederaufnahmsgründe
hätte auch im Wege einer Bescheidberichtigung gem § 293b
BAO Rechnung getragen werden können, erscheint daher entbehr-
lich.

Anmerkung:

1. Der VwGH beschäftigt sich in diesem Erk mit der Frage, wann
die Behörde bei der amtswegigen Wiederaufnahme des Verfah-
rens gem § 303 Abs 4 BAO von ihrem Ermessen zutreffend Ge-
brauch gemacht hat. Der VwGH widerspricht zunächst der Ansicht
der bel Beh, daß die Behörde im Rahmen ihrer Ermessensentschei-
dung lediglich dann keine Wiederaufnahme verfügen soll, wenn
die Wiederaufnahme insgesamt nur geringe steuerliche Auswir-
kungen hat. Damit würde im Ergebnis nämlich keine Interessen-
abwägung unter Berücksichtigung der Interessen des Steuerpflich-
tigen vorgenommen, da diesem eine Wiederaufnahme mit nur ge-
ringfügigen ertragsteuerlichen Auswirkungen ohnehin gleichgültig
wäre. Der Gerichtshof fordert daher zu Recht, daß im Rahmen
einer Ermessensentscheidung stets zwischen den Interessen des
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Steuerpflichtigen und jenen des Fiskus abzuwägen ist. Dies gebie-
tet bereits § 20 BAO, der bei Ermessensentscheidungen eine
Abwägung zwischen „Billigkeit“ (Interesse der Partei) und „Zweck-
mäßigkeit“ (öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben)
fordert (vgl Ritz, BAO2 § 20 Rz 7 und VwGH 21. 12. 1989,
86/14/0180, ÖStZB 1990, 281 = AnwBl 1990/Nr 3489). Zu-
treffend betont der VwGH, daß jene steuerlichen Auswirkungen,
die auf die Wiederaufnahmsgründe zurückzuführen sind (dabei
wird es sich insbesondere um den Wiederaufnahmegrund des
Hervorkommens neuer Tatsachen oder Beweismittel handeln), ins
Verhältnis zu jenen steuerlichen Auswirkungen zu setzen sind, die
nicht auf die Wiederaufnahmsgründe zurückzuführen sind. Über-
wiegen letztere, steht dies einer Wiederaufnahme, wie der Ge-
richtshof betont, nicht zwingend entgegen; die Behörde muß aber
besonders begründen, warum sie dennoch die Wiederaufnahme
verfügt hat. Insoweit bewegt sich der VwGH im Rahmen der frü-
heren Judikatur (zB VwGH 29. 10. 1985, 85/14/0071, ÖStZB
1986, 350 = ÖJZ 1986/303 F; 21. 12. 1989, 86/14/0180,
ÖStZB 1990, 281 = AnwBl 1990/Nr 3489; vgl auch 28. 2.
1989, 89/14/0019, ÖStZB 1989, 379 = AnwBl 1989/
Nr 3231). In jüngerer Zeit wurden allerdings solche Mißverhält-
nisse für sich allein als ermessensrelevant bezeichnet (vgl Ritz,
BAO2 § 303 Rz 50 mwN).

2. Bemerkenswert an diesem Erk ist zunächst, daß der VwGH,
wenn er auf das „Gesamtverhalten“ des Abgabepflichtigen ab-
stellt, der Behörde bei der Ermessensentscheidung über die Ver-
fügung der Wiederaufnahme einen weiten Spielraum an die Wie-
deraufnahme rechtfertigenden Gründen einräumt. Er räumt damit
auch implizit ein, daß ein Mißverhältnis der steuerlichen Auswir-
kungen der Wiederaufnahmegründe zu den steuerlichen Wirkun-
gen der Wiederaufnahme insgesamt für die Unzulässigkeit der
Wiederaufnahme alleine nicht ausreicht (vgl zu dieser strittigen
Frage Ritz, BAO2 § 303 Rz 50f mwN), sofern die verfügte Wie-
deraufnahme entsprechend begründet wird. Weiters ist auch der
Verweis des Gerichtshofes auf § 307 Abs 2 BAO interessant. Diese
Bestimmung, nach der eine seit der Erlassung des früheren Sachbe-
scheides eingetretene Änderung der Rechtsauslegung, die sich auf
Erkenntnisse des VfGH oder des VwGH oder auf eine allgemeine
Weisung des BMF stützt, nicht zum Nachteil der Partei ausgelegt
werden darf, wird vom VwGH sehr restriktiv ausgelegt. So soll
nach der Rsp die erstmalige Äußerung einer Rechtsansicht durch
den VwGH nicht unter § 307 Abs 2 zu subsumieren sein, wenn die
bisherige Rsp nicht geändert worden ist (vgl Ritz, BAO2 § 307
Rz 9ff). Insbesondere soll die bloße Änderung der Rechtsauslegung
der Behörde von sich aus und ohne Zusammenhang zu Erkenntnis-
sen des VwGH oder VfGH oder Weisungen des BMF nach der
Rsp den Tatbestand nicht erfüllen (so aber Tanzer, GesRZ 1995,
213ff, der eine Bindung der Behörde bei vertretbarer Rechtsan-
sicht annimmt). Diese Rsp wird insoweit im vorliegenden Erk wie-
derum bestätigt, da die Behörde an ihre frühere Rechtsansicht nicht

gebunden war. Immerhin berücksichtigt der VwGH aber offenbar
insoweit den im Schrifttum restriktiv interpretierten Anwendungsbe-
reich des § 307 Abs 2 BAO, in dem er bei geänderter Auslegung
durch die Behörde auf die Notwendigkeit der Interessenabwägung
verweist. Nur dann, wenn die Behörde das öffentliche Interesse
entsprechend begründen konnte, kann sie auch von ihrer Rechts-
ansicht abweichen.

Christoph Urtz

Kostenrecht
7596

TP 1 und 2 RATG
Protokollberichtigungsanträge sind nach TP 2 zu
entlohnen.

OLG Wien 12. 2. 1999, 12 R 19/99y

Aus den Gründen:

Gemäß TP 1 II lit g RATG sind Anträge auf Berichtigung von Urtei-
len oder Beschlüssen nach TP 1 RATG zu entlohnen. Anträge auf
Berichtigung von Protokollen finden sich in der Aufzählung der
nach TP 1 RATG zu entlohnenden Prozeßhandlungen nicht. Nach
TP 2 I 1 lit e RATG sind sonstige Schriftsätze, die nicht in TP 1 oder
3 genannt sind, nach TP 2 zu entlohnen. Da ein Antrag auf Proto-
kollberichtigung weder in der Aufzählung der nach TP 1 RATG
noch in der Aufzählung der nach TP 3 RATG zu entlohnenden Lei-
stungen enthalten ist, ist er schon deshalb nach TP 2 RATG zu ent-
lohnen. Im übrigen ist ein von einer Partei binnen 3 Tagen nach Zu-
stellung der Protokollabschnitt (wie hier) eingebrachter Antrag auf
Protokollberichtigung als Widerspruch anzusehen (MGA ZPO14,
§ 212/E 6). Der Widerspruch gegen die Übertragung eines Kurz-
schriftprotokolls wiederum wäre nach TP 2 RATG zu honorieren
(EvBl 1937/119; Feil/Hajek, Rechtsanwaltskosten3, Rz 4 zu TP 2
RATG).

Anmerkung:

Das Erstgericht hatte die Auffassung vertreten, daß auf Protokoll-
berichtigungsanträge TP 1 II lit g (Anträge auf Berichtigung von
Urteilen oder Beschlüssen) argumentum a maiori ad minus bzw
analog anzuwenden wäre. Dem ist das Rekursgericht nicht gefolgt.
Demgemäß sind Protokollberichtigungsanträge – unabhängig von
deren Länge – jedenfalls nach TP 2 RATG zu honorieren. Daß Pro-
tokollberichtigungsanträge – um überhaupt honoriert zu werden –
sinnvoll sein und der zweckentsprechenden Rechtsverfolgung die-
nen müssen, versteht sich von selbst.

Bernhard Hüttler
(am Verfahren beteiligt)
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66. Kletečka, Andreas: Das Nach-
legat der Sache des Erben. Eine Be-
sprechung der Entscheidung 4 Ob
194/98b

69. Weinberger, Gerhard: Zur
Frage der Bemessungsgrundlage für
Grunderwerbsteuer bei Verträgen
über die Leistung von verlorenen Ge-
sellschafterzuschüssen (Zuzahlungen,
freiwilligen Nachschüssen)

Österreichische Richterzeitung
4, 82. Hofmann, Kurt: Qualitätsmän-

gel bei der medizinischen Behandlung
als Tatbestand in der Rechtsprechung

85. Hübner, Eleonora: Das neue
Instrumentarium gegen „OK“. (K)eine
Chance gegen schwerste Delikte?
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lung der Steuern im Konkurs

Österreichische Zeitschrift
für Wirtschaftsrecht
1, 1. Rummel, Peter: Zivilrechtliche

Probleme des Vergaberechts

13. Schwarzer, Stephan: Abwehr-
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170. Lenneis, Wolfgang: Die Flat
Tax in Estland oder: Ist die Flat Tax
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Österreichisches Standesamt
3, 19. Krömer, Karl: Reform des Kind-

schaftsrechts und Neuordnung des
Eheschließungsrechts in Deutschland
(1. Teil) (2. Teil 4, 28)

22. Lenhard: Eheschließungsformen
und Gültigkeit für den österreichischen
Rechtsbereich

4, 32. Zeyringer, Walter: Der Schein-
standesbeamte

Praxis des Internationalen
Privat- und Verfahrensrechts
2, 65. Wagner, Gerhard: Die Auf-

rechnung im Europäischen Zivilprozeß

Der Sachverständige
1, 10. Nedwed, Peter: Schadensab-

löse – Probleme der Schadensberech-
nung abseits der Wirklichkeit

16. Loos, Erik: Der Umfang von
Entschädigungsleistungen nach § 41
des Salzburger Naturschutzgesetzes
1993

25. Honffy, Maria: Rolle der
Rechtsanwälte in Pflegschaftssachen
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Kooperationsabkommen als Kodifika-
tion von Handelsbräuchen?

97. Honsell, Heinrich: Der Zins-
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123. Niederberger, Sonja: Time-
Sharing im Verein. Eine Besprechung
von OGH 1 Ob 176/98h und 7 Ob
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Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt
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Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 98,9

Verkettete Vergleichsziffern
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Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2230,1
Zahlenangaben ohne Gewähr
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zügebegrenzungsBVG im Lichte des
Europarechts

Neu erschienen
Diese Liste soll Ihnen einen Überblick über
Neuerscheinungen bieten, erhebt aber kei-
nesfalls einen Anspruch auf Vollständigkeit.
Apothekengesetz. Von Serban/Heisler.

Verlag Österreich, Wien 1999.
256 Seiten, br, S 498,–.

ArbeitnehmerInnenschutzgesetz. 3. Aufl.
Von Schramhauser/Heider. ÖGB-Ver-
lag, Wien 1999. 406 Seiten, S 360,–.

Ärztegesetz 1998. Von Schwamberger.
Verlag Österreich, Wien 1999.
324 Seiten, br, S 498,–.

Die Europäischen Integrationsbestrebun-
gen in der Zwischenkriegszeit. Von
Thomas Neumann. WUV Universitäts-
verlag, Wien 1999. XIII, 281 Seiten,
br, S 448,–.

ElWOG. Elektrizitätswirtschafts- und -or-
ganisationsgesetz. Praxikommentar.
Von Reinhard Schanda. Verlag Orac,
Wien 1999. 312 Seiten, br, S 890,–.

EU-Kodex Arbeitsrecht. 2. Aufl. Stand
1. 3. 1999. Bearbeitet von Schmid/
Fehringer. Verlag Orac, Wien 1999.
672 Seiten, br, S 570,–, Abo S 456,–.

Strafregister und Tilgungsrecht. Von Ellin-
ger/Schnabl. Verlag Österreich, Wien
1998. 202 Seiten, br, S 398,–.

Zum Rechtsschutz im Beihilfenrecht. Von
Claudio Arturo. Verlag Wilhelm Brau-
müller, Wien 1999. X, 134 Seiten,
kart, S 320,–.

Für Sie gelesen

■ Kommentar zum Gebührengesetz, 7. Lie-
ferung. Von Gerhard Frotz / Hanns F.
Hügel / Josef Popp. Verlag Orac, Wien
1998. 476 Seiten, S 1180,–.

Nach 10 Jahren schöpferischer Pause liegt
nun die 7. Ergänzungslieferung zu diesem
Loseblattkommentar vor. Sie ist zum Stich-
tag Juli 1998 erstellt und berücksichtigt
die Änderungen des GebG bis inklusive
BGBl I 1997/130. Den langen Zwischen-
raum führt das Vorwort auf die Ungewiß-
heit hinsichtlich „der Zukunft des Gebüh-
renrechtes“ zurück. Für die Zeit nach Vor-
liegen der Ergebnisse der Steuerreform-
kommission (2000) stellen die Autoren „in
einer weiteren Ergänzungslieferung die
Kommentierung zum III. Teil (§§ 15 bis 33
GebG)“ in Aussicht, ein wahrlich gewichti-
ges Indiz dafür, daß die Autoren nicht
damit rechnen, daß die Rechtsgeschäfts-
gebühren zum Wegfall kommen.

Aus obigem Zitat läßt sich auch unschwer
rückschließen, daß lediglich die §§ 1 bis
14 und §§ 34 bis 38 GebG „überarbei-
tet“ wurden. Aus dem Vorwort zur ersten
Auflage weiß man, daß diese Teile alle-
samt von Popp – nunmehr im Ruhestand
kommentierend – stammen. Der erste,
zweite und der vierte Abschnitt des GebG
wurde so bearbeitet, daß in der Loseblatt-
ausgabe ein kompletter Seitenaustausch
zu erfolgen hat. Gleiches gilt (aus Zweck-
mäßigkeitsgründen) für den Gesetzestext.
Die Rechtsprechung und das Entschei-
dungsregister wurden ebenfalls auf den
neuesten Stand gebracht. Wiewohl das
AnwBl nicht mehr lückenlos alle gebüh-
renrechtlichen Erkenntnisse abdruckt, wird
dankenswerterweise unter den Fundstellen
die Spalte AnwBl beibehalten.

Enttäuschend ist lediglich der Erlaßteil
(nach der Ankündigung im Vorwort, er
enthalte „zahlreiche, zum überwiegenden
Teil unveröffentlichte Erlässe des BMF“).
Unter den neuen Erlässen (119 bis 125)
befindet sich lediglich ein einziger (121),
der nicht bereits im AÖFV bzw in der
SWK verlautbart wäre, wobei man auch
nicht lange rätseln muß, warum dies nicht
geschehen ist, wenn man dort nachliest,
daß aufgrund von „Feststellungen“ der
Volksanwaltschaft vom BMF eine äußerst
bürgerfreundliche Abgrenzung zwischen
gebührenpflichtiger Eingabe (im Privatin-
teresse) und gebührenfreiem Schreiben (im
Interesse der Allgemeinheit) vorgenommen
wird und es dort beispielsweise schwarz
auf weiß heißt, daß „bei der Zurückzie-
hung von Eingaben . . . in der Regel kein
Privatinteresse“ anzunehmen ist, was nicht
nur der VwGH-Judikatur (25. 1. 1960,
2100/57) widerspricht, sondern auch die
Notwendigkeit der erst später erlassenen
Befreiungsbestimmung nach § 14 TP 6
Abs 5 Z 17 GebG („oder eine Eingabe
zurückgezogen wird“) in Frage gestellt.

Zur Qualität der Ergänzungen kann der
Rezensent guten Gewissens das Lob für
die Vorauflagen wiederholen. Dieses wird
auch durch die nachstehenden Verbesse-
rungsvorschläge nicht gemindert.



AnwBl 1999/6 383

Literaturbericht

In einer Mitte 1998 erschienenen Ergän-
zungslieferung sollte man allerdings (§ 2
B I 1) Tipke nicht in seiner 1973 erschiene-
nen ersten Auflage des Steuerrechts zitiert
finden, sondern (als Tipke/Lang) in der
16. Auflage. Nach wie vor wird auch
(sicher in Übereinstimmung mit dem Ver-
zeichnis der abgekürzt zitierten Judikatur)
„Stoll BAO“ mit der 1980 zitierten erschie-
nenen Auflage zitiert und nicht mit seinem
1994 erschienenen Kommentar (zB § 3
B II 3 f).

In § 14 TP I 1 B III wird die Erhöhung der
Bogengebühr von S 120,– auf S 180,–
übersehen.

Unter 1 B I aE findet sich im Anschluß an
Fellner und unter Bezugnahme auf § 22
Abs 2 FinStrG die vorsichtige Formulierung
„Gebührenverkürzungen, die durch Hand-
lungen iS des § 108 StGB (Täuschung)
oder des § 146 StGB (Betrug) herbeige-
führt werden, (sind) auch nach diesen Ge-
setzesstellen strafrechtlich zu verfolgen;
die Festsetzung einer Gebührenerhöhung
gem § 9 GebG bleibt davon unberührt“.
Natürlich ist zuerst zu fragen, ob in con-
creto überhaupt eine Tatbestandsverwirkli-
chung erfolgt. Gegen eine diesfalls daraus
gefolgerte gerichtliche Strafbarkeit der Ge-
bührenverkürzung läßt sich doch der Grö-
ßenschluß ins Treffen führen, daß dann,
wenn der Gesetzgeber die Idealkonkur-
renz von (strafbaren!) Finanzvergehen mit
(den gegebenenfalls mit strengerer Strafe
bedrohten Delikten) Betrug und Täuschung
ausdrücklich ausschließt und so auf die
Verfolgung dieser im StGB geregelten
Delikte verzichtet, die gerichtliche Straf-
barkeit von Betrug und Täuschung wohl
umsomehr in den (strafrechtlich geringer
relevanten) Bereichen nicht gegeben sein
sollte, in denen der Gesetzgeber (wegen
der Sanktion in Form der Gebührenerhö-
hung) eine Strafbarkeit als Finanzverge-
hen gar nicht vorsieht.

Die Ausführungen Popps sind umso ge-
wichtiger (und daher hinsichtlich der Rich-
tigkeit zu hinterfragen), als er konsequen-
terweise meint, daß insoweit das Bank-
geheimnis durchbrochen wäre.

Unter § 2 B I 6 findet sich eine Auseinan-
dersetzung mit der legistischen Terminolo-
gie, wonach nach dem älteren Wortlaut
der begünstigte Tatbestand vom Grundtat-
bestand ausgenommen ist, während nach
der neueren Diktion der Tatbestand zwar
vom Grundtatbestand erfaßt bleibt, im
konkreten Fall aber aufgrund einer Befrei-
ungsbestimmung dafür keine Gebühr zu
entrichten ist. „Es kann angenommen wer-
den, daß der Gesetzgeber bei der wahl-
losen Verwendung der unterschiedlichen
Diktion keinen normativen Unterschied
machen wollte.“ Die Schlußfolgerung im
Kommentar, daß vom Ergebnis her be-
trachtet in beiden Fällen keine Belastung
mit Gebühren besteht, übersieht zB die
unterschiedlichen Rechtsfolgen bei Siche-
rungsgeschäften (vgl Arnold, Rechtsgebüh-
ren5, § 2 Rz 9d), sollte aber anderseits ein
gewichtiges Indiz dafür sein, daß für die
Anwendbarkeit von Befreiungsbestimmun-
gen (anders als bei Tatbestandseingren-
zungen) keine gesteigerte Mitwirkungs-
pflicht der Partei besteht (vgl Arnold,
Die verfassungswidrige Befreiungsbestim-
mung, in: Steuern in Österreich, FS 50 Jahre
WTKammer, 28 FN 12 mwN).

Wolf-Dieter Arnold

■ Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte
(ZNR). Herausgegeben von Wilhelm
Brauneder / Pio Caroni / Diethelm
Klippel / Clausdieter Schott / Reiner
Schulze. Jg 1998 Nr 1/2 und 3/4.
Verlag Manz, Wien 1998. S 1400,–
(inklusive Heft Nr 1/2).

Wieder einmal war es dem Rezensenten
gegönnt, sich einige Stunden Wohltat und
Vergnügen dadurch zu verschaffen, daß
er die beiden Doppelhefte der ZNR 1998
„durchschmökerte“. Es ist nämlich den
„eiligen Berufsjuristen“ aller Gattungen
leider oft unbekannt – vielleicht auch unbe-
greiflich –, wie sehr die Lektüre rechts-
historischer Arbeiten – über das Juristische
hinaus und tief in das Politische und Wirt-
schaftliche hinein – bereichern kann.

Von einem subjektiven Standpunkt aus be-
trachtet, ist selbstverständlich nicht alles in
gleicher Weise „interessant“. Der Rezen-
sent hat insbesondere folgende Beiträge
als „interessant“ empfunden:

– Horst Dreier (Professor in Würzburg)
schreibt über Gerhard Anschütz, den mo-
dernen Klassiker des Staatsrechts (1867–
1948). Anschütz war ein überzeugter
Demokrat und Republikaner, und er ver-
teidigte die Weimarer Republik. Als die
Weimarer Republik unterging, emeritierte
Anschütz vorzeitig. In seinem Emeri-
tierungsgesuch aus dem Jahre 1933 be-
tonte er, daß seiner Auffassung nach ein
Hochschullehrer des Staatsrechts nicht nur
rechtswissenschaftlichen, sondern auch po-
litischen Aufgaben nachzukommen habe;
es gehe nicht nur um die Kenntnis des
Staatsrechts, sondern auch darum, „die
Studierenden im Sinn und Geist der gelten-
den Staatsordnung zu erziehen“, und
hiezu sei „ein hoher Grad innerlicher Ver-
bundenheit des Dozenten mit der Staats-
ordnung nötig“. Aber auch vom juristi-
schen Inhalt her ist Anschütz ein interes-
santer Wissenschaftler: Er war ein Vertre-
ter des staatsrechtlichen Positivismus und
betonte am Deutschen Juristentag 1926
den Wert der Verfassungsgerichtsbarkeit
(auch gegenüber dem Gesetzgeber).

Eine weitere – geradezu spannende –
Arbeit ist die von Martin F. Polaschek (Uni-
versitätsassistent in Graz), welcher unter
dem Titel „Eine ‚platonische Volksabstim-
mung‘. Die Maßnahmen zu einer öster-
reichweiten Anschlußbefragung im Jahr
1921 im Spannungsfeld von Bund und
Ländern“ die Anschlußbemühungen des
Jahres 1921 – entgegen dem Anschlußver-
bot des Staatsvertrags von St. Germain –
im einzelnen und mit all ihren historischen
und politischen Hintergründen darlegt.

– Als „Betroffener“ hat der Rezensent die
Arbeit von Elisabeth Berger (Universität
Wien) über „Das Studium der Staatswis-
senschaften in Österreich“ mit besonderer
Aufmerksamkeit gelesen. Aus welchen
Gründen und auf welchem Weg entstand –
äußerst mühsam und langwierig – ursprüng-
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lich der „Dr. rer. pol.“? Bekanntlich been-
dete das Gesetz über die sozial- und wirt-
schaftswissenschaftlichen Studien (BGBl
1966/179) – jedenfalls bis auf weiteres –
in Österreich die Möglichkeit, den aka-
demischen Grad eines „Dr. rer. pol.“ zu
erlangen: An die Stelle des Studiums der
ehemals in einem umfassenden Sinn ver-
standenen Staatswissenschaften sind meh-
rere spezialisierte Einzelstudien getreten.
Der Rezensent bezweifelt die Weisheit
dieser Entscheidung und meint, daß ein
umfassendes Studium der Staatswissen-
schaften zumindest als eine Art weiterfüh-
rendes „Aufbaustudium“ (Aufbau etwa auf
das rechtswissenschaftliche oder auf das
wirtschaftswissenschaftliche Studium) wei-
terhin eine Bereicherung wäre. (Die Uni-
versität St. Gallen zB weiß offenbar,
was sie macht: „Dr. iur.“, „Dr. oec.“ und
„Dr. rer. pol.“.) Schon seinerzeit haben
auch nicht wenige – und vor allem nicht
die schlechtesten – Juristen Staatswissen-
schaften als eine solche Art eines weiterfüh-
renden Studiums betrieben (Betriebswirt-
schaftslehre, Wirtschaftsgeographie etc)
und haben vor allem den Vorteil erkannt,
durch das (obligatorische) Verfassen einer
Dissertation nicht nur wissenschaftlich und
intellektuell, sondern auch handwerklich
eine Menge dazuzulernen.

– Von großem Interesse sind auch zahlrei-
che Buchbesprechungen; so zB Karl Otto
Scherner (Michael Kloepfer, Zur Geschich-
te des deutschen Umweltrechts), Wilhelm
Brauneder (Gerald Schöpfer, Klar und
fest. Geschichte des Hauses Liechtenstein),
Stephanie Heinsohn (Barbara Remmert,
Verfassungs- und verwaltungsgeschichtli-
che Grundlagen des Übermaßverbotes),
Fritz Rittner (Arndt Riechers, Das „Unter-
nehmen an sich“) und Rainer Schröder
(Knut Wolfgang Nörr, Die Leiden des Pri-
vatrechts. Kartelle in Deutschland von der
Holzstoffkartellentscheidung zum Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkungen).

Die beiden Doppelhefte 1998 ergeben
den 20. Jahrgang der ZNR. Das aus
diesem Anlaß herausgegebene Inhaltsver-
zeichnis (1979–1998) ist eindrucksvoll:

Nicht nur von seinem Umfang und seinem
Inhalt, sondern auch vom Gesichtspunkt
einer inhaltlichen „Schwerpunktverteilung“
her. In ausgewogener Weise ging es
nämlich in den letzten 20 Jahren zB um
Gesetzgebungsgeschichte, Privatrechtsge-
schichte, Justiz- und Prozeßrechtsgeschich-
te, Strafrechtsgeschichte und Verfassungs-
und Verwaltungsgeschichte sowie um Wirt-
schafts- und um Arbeitsrechtsgeschichte,
um Rechtsphilosophie und um Methodik
(von Biographien ganz zu schweigen).
Tiefe und Breite sind beachtlich, und auch
die Länderübersicht zeigt, daß die Idee
einer mehr oder minder einheitlichen (zu-
mindest europäischen) Rechts- und Staats-
wissenschaft, vielleicht auch zusammen-
gehalten durch die Klammer der Rechts-
geschichte, nicht nur nicht begraben ist,
sondern sehr deutliche Lebenszeichen von
sich gibt. Unter dem Eindruck der prakti-
schen Entwicklungen und Notwendigkei-
ten innerhalb der Europäischen Union ist
das nicht nur erfreulich, sondern auch als
eine geradezu „natürliche“ Entwicklung zu
sehen.

Walter Barfuß

■ Austrian Business Taxation. 3. ErgLfg.
Hrsg von Bernhard Gröhs / Peter M.
Polak. Bearbeitet von Bernhard Gröhs /
Peter M. Polak / Susanne Erfurt. ALIB
Bd 1. Verlag Manz, Wien 1998.
8°, 216 Seiten, Loseblattsammlung,
S 825,–.

Wer oft die englische Sprache als Arbeits-
sprache verwendet – das gilt nicht nur für
den Verkehr mit englischen oder amerika-
nischen Mandanten –, verwendet häufig
und gern die in der Reihe Austrian Law &
International Business herausgegebenen
deutsch-englischen Gesetzestexte. Der Auf-
bau von Austrian Law & International Busi-
ness ist für Praktiker besonders geeignet;
in übersichtlicher Weise werden auf ge-
genüberliegenden Seiten deutscher und
englischer Text einander gegenüberge-
stellt, die richtige englischsprachige Ter-

minologie steht schnell und griffbereit zur
Verfügung.
Die dritte Ergänzungslieferung von Austri-
an Business Taxation vom April 1998 ent-
hält das EStG (in überarbeiteter Fassung;
wie zuletzt geändert mit BGBl I 1998/49)
sowie das sehr wichtige neue Doppelbe-
steuerungsabkommen Österreich–U.S.A.
von 1996.

Peter Feyl

■ Austrian Business Taxation. 4. ErgLfg.
Hrsg von Bernhard Gröhs / Peter M.
Polak. Bearbeitet von Bernhard Gröhs /
Susanne Erfurt. ALIB Bd 1. Verlag
Manz, Wien 1998. 8°, 142 Seiten,
Loseblattsammlung, S 780,–.

Die vierte Ergänzungslieferung vom Sep-
tember 1998 zu Austrian Business Taxa-
tion im Rahmen der Reihe Austrian Law &
International Business enthält neben der
überarbeiteten – ausschließlich englisch-
sprachigen – Einführung in das österreichi-
sche Steuerrecht das KStG (wie zuletzt
geändert durch BGBl I 1998/9) und das
UmgrStG (wie zuletzt geändert durch
BGBl I 1998/9). KStG und UmgrStG sind
in bewährter Weise in deutsch-englischer
Gegenüberstellung abgedruckt. Die über-
aus rasche Einarbeitung von Gesetzes-
änderungen bedeutet eine große Erleich-
terung in der Arbeit mit dem Werk. Die
Übersetzung des UmgrStG ist von un-
schätzbarer Bedeutung für die praktische
Arbeit. Gerade die eigentümliche Termino-
logie des UmgrStG ist oft nur schwer zu
übersetzen oder zu erklären. Die Samm-
lung Austrian Business Taxation erleichtert
wesentlich die Erläuterung von Umgrün-
dungsvorgängen in englischer Sprache.

Peter Feyl

■ Verfahren Außerstreitsachen. Von Peter
G. Mayr / Robert Fucik. WUV Universi-
tätsverlag, Wien 1998. 152 Seiten, br,
S 198,–.

Mit dem vorliegenden Werk ist es den
Autoren Dr. Peter G. Mayr und Dr. Robert
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Fucik in überzeugender Weise gelungen,
dem Rechtsanwender nicht nur einen
umfassenden Überblick über das durch
ausgeprägte Verfahrensvielfalt geprägte
Außerstreitverfahrensrecht zu geben, son-
dern steht nunmehr auch dem lösungs-
suchenden Praktiker ein einfach zu hand-
habender Arbeitsbehelf zur Verfügung.
Das Werk gliedert sich im wesentlichen
in zwei Teile, wobei der erste die „Allge-
meinen Anordnungen des AußStrG 1854“
beinhaltet.
Der klaren Übersicht wegen wurde hier an
der Abfolge der Paragraphen (§§ 1–19
AußStrG) festgehalten, welche zum besse-
ren Verständnis des eher spärlichen Geset-
zestextes mit ausführlichen Kommentaren
versehen sind, wobei besonderes Augen-
merk darauf gelegt wurde, mit Hilfe der
zahlreichen Literatur- und Judikaturhin-
weise eine wertvolle Anleitung zum Auf-
finden entsprechender Entscheidungen zu
geben.
Der zweite Teil bietet unter dem Titel
„Besondere Verfahren außer Streitsachen“
in systematischer Darstellungsweise eine
einfache und plastische Einführung in die
wichtigsten für die Praxis bedeutsamen
und dem Verständnis der Materie förderli-
chen Problemfelder und Verfahrensstruktu-
ren (Pflegschaftsverfahren, Sachwalterver-
fahren, Unterbringungsverfahren, außer-
streitige Eheangelegenheiten, Todeserklä-
rungen und Beweis des Todes, Verlassen-
schaftsverfahren, Kraftloserklärungsverfah-
ren, Erlagsverfahren).
Diese äußerst eminenten Rechtsgebiete
„des täglichen Lebens“ werden anhand
von Schlagwörtern (Allgemeines, Mate-
rien, Zuständigkeit, Verfahren) sehr über-
sichtlich dargestellt, wobei auch anhand
der abgedruckten (wenn auch anonymisier-

ten) Musterbeschlüsse ebenso dem Leser
ohne Vorkenntnisse, ein rascher Einblick
und guter Überblick in die Tätigkeit der
Außerstreitgerichte gegeben wird.

Elisabeth Zimmert

■ Sammlung arbeitsrechtlicher Gesetze
Band 1–3. Von Gustav Wachter. Ge-
setze und Kommentare, 3 Bände. Ver-
lag des ÖGB, Wien 1998. Gesamt
1032 Seiten, S 380,–. CD-ROM, auch
getrennt erhältlich, wesentlich erweiter-
ter Inhalt. Paketangebot: 3 Bände und
CD-ROM S 580,–.

Die am 1. 5. 1998 erschienene Sammlung
bietet dem Leser durch die Vielzahl an rele-
vanten Gesetzen einen einfachen Zugang
zum geltenden Arbeitsrecht. Die einzelnen
Gesetze sind alphabetisch geordnet und
daher leicht auffindbar. Zu Beginn jeder
Bestimmung entdeckt man neben einem
Inhaltsverzeichnis ein Stichwortverzeich-
nis, das den Benutzer schnell auf die
gewünschte Gesetzesstelle verweist.

Eine begrüßenswerte Aktualisierung stellt
neben der Aufnahme des Arbeits- und So-
zialrechts-Änderungsgesetzes 1997, des
Gesetzes über die Ausbildung von Frauen
beim Bundesheer und der Erweiterten
Wertgrenzennovelle 1997 auch die Ein-
arbeitung der Änderungen, die aufgrund
von Novellen bei rund zwei Drittel der in
der Sammlung wiedergegebenen Geset-
zen auftraten, dar. Das Werk ist auch auf
CD-ROM erhältlich.

Es kann gesagt werden, daß die vorlie-
gende Veröffentlichung durch ihren über-
sichtlichen Aufbau nicht nur jenem in der
Praxis mit Arbeitsrecht Befaßten sehr emp-
fohlen werden kann, sondern auch eine

hervorragende Unterlage für Studierende
darstellt.

Georg Grießer

■ Ausländisches Privat- und Privatverfah-
rensrecht in deutscher Sprache. Von
Christian von Bar. 4. Auflage. Carl Hey-
manns Verlag, Köln 1998. 1034 Sei-
ten, S 1810,–.

Die systematischen Nachweise aus Schrift-
tum, Rechtsprechung und Gutachten 1980–
1997, die Dr. Christian von Bar, Univ.-
Prof. und Direktor des Institutes für Interna-
tionales Privatrecht und Rechtsvergleichung
in Osnabrück, mit seinen Mitarbeitern in
der 4. Auflage vorlegt, ist beeindruckend.
Wer sich über deutschsprachige Literatur
zum Privatrecht in allen Staaten der Welt
(von Afghanistan bis Zypern) rasch infor-
mieren will, findet eine beachtliche Mate-
rialfülle. Ergänzt wird der Band durch eine
CD-Rom, die die Literatursuche noch zu-
sätzlich erleichtert.

Wer zB Literatur über die Eheschließung in
Deutschland und Griechenland: Regelungs-
kompetenz des Staates oder der Kirche?
sucht, wird auf eine Dissertation zu diesem
Thema verwiesen. Er kann aber auch er-
fahren, wo er den Gesetzestext über das
schwedische Gesetz für Verbraucher-
dienstleistungen oder eine Abhandlung
über die Verjährung im schwedischen
Recht findet. Das Werk stellt einen idealen
Arbeitsbehelf für die Arbeit im internationa-
len Rechtsverkehr dar. Man kann dadurch
die Arbeit des vor Ort im Ausland tätigen
Korrespondenzanwaltes durch eigene Stu-
dien im betreffenden ausländischen Recht
wirksam unterstützen.

Peter Wrabetz
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

■

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.
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Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.
Telefon und Fax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.

■

Linz – RA Mag. Rudolf Schweighofer, 4020 Linz, Bürgerstraße 41,
übernimmt Substitutionen aller Art in Linz und Umgebung.
Telefon (0732) 77 72 07-14, Telefax (0732) 78 25 70, Mobil
(0664) 420 12 80.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig), übernehmen die

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Thomas Ruža, 1010 Wien, Wiesingerstraße 8.
Telefon (01) 512 20 02, Telefax (01) 512 20 03.

Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.
Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Rechtsanwaltskanzlei Dr. Günter Harrich, Schönbrunner Straße
90/10, 1050 Wien, Telefon (01) 548 50 40, Fax (01)
548 50 40-3, übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafrechts-
sachen im Raum Wien und Umgebung.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Fax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfahrens-
hilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Angela Lenzi, 1080 Wien, Florianigasse 61/3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 405 62 24, Telefax (01) 405 62 24-4.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Tel (06235)
61 10, Fax (06235) 61 10-11, Mobil (0699) 17 17 61 10.
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RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.
Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

Rechtsanwälte Mag. Martin Divitschek & Mag. Wolfgang Sieder,
Glashüttenstraße 4, 8530 Deutschlandsberg, übernehmen Substi-
tutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen vor den Gerichten
und Verwaltungsbehörden in Deutschlandsberg, Eibiswald, Stainz,
Leibnitz, Voitsberg und Graz.
Telefon (03462) 62 66-0, Telefax (03462) 62 66-15.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt, sowie vor den Bezirksgerich-
ten Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz,
Aspang und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax
(02622) 834 94-4.

■

Substitutionen vor sämtlichen Gerichten Wiens, Mödling, Baden
und Wiener Neustadt in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA
Dr. Peter Wagner, 1010 Wien, Wollzeile 34/3.
Telefon (01) 513 98 78, Telefax (01) 512 12 25.

■

RA Dr. Bernd Roßkothen, 5020 Salzburg, Faistauergasse 3, über-
nimmt Substitutionen in Salzburg und Umgebung. Telefon 0662/
62 80 00, Telefax 0662/62 80 00-20 (durchgehend erreichbar).

■

ITALIEN. RA Dr. A. E. Humouda, Via di Porta Soprana 13,
C. P. 966, I-16100 Genova, Tel. (0039010) 25 13 663, Fax
(0039010) 25 13 635, geborener Wiener, steht österreichischen
Kollegen mit seinem eigenen Korrespondenznetz in ganz Italien
zur Verfügung. Deutsche Korrespondenz.
Informationen durch RA Dr. G. Engin-Deniz, Wien, Telefon (01)
513 26 01/Serie.

■

Anwaltskanzlei Almenräder, Hölzl, Honecker in Bürogemeinschaft
mit Rechtsanwalt Özkök. Wir stehen österreichischen Kolleginnen
und Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.
D-10783 Berlin, Bülowstraße 10, Tel (0049-30) 21 75 60 03, Fax
(0049-30) 21 75 60 05.

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien, 1. Bezirk, sucht Mitarbeiter(in) mit
Praxis für selbständige Kurrentienbearbeitung über ADVOKAT.
Anrufe erbeten unter (01) 512 34 01-23.

Wir schreiben, kopieren, kuvertieren, sortieren, telefonieren, über-
setzen und erledigen Ihre Ablage. Ist Ihr Personal überlastet oder
auf Urlaub, übernehmen wir sämtliche Sekretariatsarbeiten Ihrer
Anwaltskanzlei sowohl in unserem als auch in Ihrem Büro. Firma
Schreibprofis freut sich auf Ihren Anruf (02237) 85 73.

■

Kanzleibote, Allrounder, PC, eigener PKW, äußerst engagiert und
zuverlässig, sucht Betätigungsfeld in Horn, Krems in Anwaltskanz-
lei, auch Teilzeit.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100518.

■

Rechtsanwaltsanwärter mit Prüfung mit der Möglichkeit späterer
Partnerschaft gesucht. Dr. Paul Friedl, 8552 Eibiswald 20, Tel
(03466) 433 66, Fax (03466) 433 66-14.

■

Ich verfüge über große Kanzleiräumlichkeiten in bester Innenstadt-
lage und biete 3 bis 4 jungen Kollegen Einstieg in Regiegemein-
schaft. Tel (01) 512 17 14.

■

Biete Kollegen/Kollegin ab sofort Regiegemeinschaft in eingeses-
sener Kanzlei in Linz.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100520.
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Wir bieten ambitioniertem/er Kollegen/Kollegin mit entsprechen-
dem Klientel Regiepartnerschaft in eingeführter, repräsentativer
Kanzlei mit bester Ausstattung an.
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100519.

■

Wirtschaftlich ausgerichtete Zivilkanzlei im Zentrum Wiens: Bestes
Betriebsklima, modernste Technik und persönliche Klientenbetreu-
ung charakterisieren uns. Eine Büroeinheit mit 85 m2 wollen wir an
passende/n junge/n Kollegen/in vermieten. Eine künftige Part-
nerschaft ist dabei „nicht ausgeschlossen“. Tel (01) 533 58 63,
Dr. Wanke.

■

Innenstadt, Nähe Stephansplatz.
Ich möchte meine Kanzleiräumlichkeiten mit Kollegen/Kollegin
teilen.
Tel (01) 533 94 75.

■

Gesetzblattsammlung Jahrgänge 1918 bis 1988 in Sammelord-
nern (ca 9 lfm) abzugeben, Anbote erbeten an Dr. Ernst Karg,
1020 Wien, Sperlgasse 1.

■

Büro mit ca 294 m2, in Nähe zum Rathaus, mit 4 großen,
6 kleineren Räumen, Parkettböden, Stuckdecken; Nettomiete VB
S 180,–/m2; KREFINA Immobilien, Tel (01) 587 87 37-19.

■

Baden Fußgängerzone, attraktiver Innenhof, 3 Mietobjekte:
A Räume im Erdgeschoß, 3 Eingänge, zusammen 147,5 m2, teil-
bar; darüber:
B Räume im Obergeschoß, 75,2 m2, zusammenlegbar;
C gegenüber im Obergeschoß, 148,0 m2.
Architekt Bukovac, 2500 Baden, Wassergasse 16, Tel (02252)
481 12.

■

Karibik: Steuerparadies St. Kitts, Ihr Haus am Palmenstrand ab
S 1,500.000,–.
www.zacklimmo.com
Immobilien Zackl, Tel (02772) 533 76.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.
BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.
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